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Für eine Welt mit Zukunft
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chen Krisenbekämpfung, aber ohne ir-
gendein Anzeichen von Wachstum, wel-
ches das Gleichgewicht wiederherstellen
würde, sich mit einer politischen Agenda
beschäftigen muss, die weniger mit mo-
netären Eingriffen macht als bisher, die
weniger mit fiskalpolitischen Maßnahmen
macht als bisher, und Schritte unternimmt,
deren Hauptziel ist, dass es weniger Kre-
ditgewährung, weniger Kreditaufnahmen
und weniger Asset-Price-Inflation gibt
als zuvor.« 

Mit seiner Rede stieß Summers eine über-
fällige breitere Debatte darüber an, wie
wir einen guten Umgang mit permanen-
ter wirtschaftlicher Stagnation finden.
Höhere Inflationsziele, Negativzinsen und
die Abschaffung von Bargeld werden jetzt
öffentlich diskutiert. Auch die Zentral-
banken sind in Bewegung und erwägen
ein Absenken der Einlagenzinsen bis in
den negativen Bereich.

Rückt eine Umlaufsicherung in unserem
Sinne in den Bereich des Realisierbaren,
oder geht es nur um weitere Machtkon-
zentration? Und denkt man – noch vor
einer Geldreform – auch an den Boden,
der nicht weiter in den Händen einer
Minderheit privatisiert werden darf? Die
INWO will sich in diese wichtigen Dis-
kussionen einbringen. 

Helfen auch Sie mit. Stellen Sie wie der
kleine Lord Ceddie die richtigen Fragen.
Machen Sie zu Weihnachten nicht nur
Smalltalk, sondern sprechen Sie Wesent-
liches an. Verschenken Sie aufrüttelnde
Bücher wie die, die in diesem Heft vor-
gestellt werden ... und es wird sich et-
was bewegen!

Eine schöne
Weihnachtszeit
wünscht Ihnen
im Namen des
ganzen 
INWO-Teams

Freuen Sie sich auch schon auf den klei-
nen Lord? Der Film über den kleinen

Ceddie aus Amerika, der das Herz seines
verbitterten englischen Großvaters, des
Earl von Dorincourt, erweicht, gehört
traditionell zum weihnachtlichen TV-Pro-
gramm. Der alte Graf ist reich und ein-
sam, seine Pächter sind arm und krank –
der kleine Junge schafft es jedoch durch
seine offenherzige Art, Veränderungen
herbeizuführen. Auch wenn der Film En-
de des 19. Jahrhunderts spielt, er kommt
heute noch gut an.

Doch sehen die vielen Zuschauer auch die
Parallelen zur Gegenwart? Oder lassen sie
sich vormachen, das alles sei längst ver-
gangene Zeit? Eine aktuelle Dokumenta-
tion wie »Poker um deutsche Äcker«, die
neulich im ZDF lief, ist doch wesentlich
unbequemer als so ein Spielfilm mit Hap-
py End.

Ja, es ist ungemütlich, sich mit dem glo-
balen Trend der Landnahme zu beschäf -
tigen, denn der betrifft nicht nur Men-
schen in Afrika und Asien, sondern auch
uns. Investoren kaufen große Flächen und
hoffen auf satte Gewinne. Traditionelle
Bauern können nicht mehr mithalten. Im-
mobilien werden teurer, Mieten steigen,
mit den Früchten des Bodens wird spe-
kuliert ... Was ist da los?

Der große Ausverkauf geht weiter. Die ex-
trem lockere Geldpolitik, die erst Zusam-
menbrüche verhindern und Ungleichge-
wichte auffangen, dann vorgeblich aber
auch die Wirtschaft ankurbeln sollte, un-
terstützt nur mehr die weitere Umvertei-
lung und Privatisierung der Welt. Seien
wir ehrlich: Positives Wirtschaftswachs-
tum, das allen zugute kommt, gibt es
schon lange nicht mehr.

Führende Monetärökonomen sind mit
ihrem bisherigen Latein am Ende. Zwar
sind sich die meisten darin einig, dass
durch das Eingreifen der Notenbanken
Schlimmeres zunächst verhindert wurde
– doch eine Besserung ist durch die außer-
gewöhnlichen Maßnahmen auch nicht in
Sicht. So gab nun der frühere US-Finanz -
minister Larry Summers auf einer IWF-
Tagung zu bedenken: »Es scheint mir,
dass man vier Jahre nach der erfolgrei-
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Bürgermeistern, Verbänden und den Medien
und werben für ihr Anliegen. Der Aufruf er-
zielte bereits ein beachtliches Medienecho und
wurde bis jetzt positiv aufgenommen bei-
spielsweise vom Gemeindetag Baden-Würt-
temberg, vom Gemeinde- und Städtebund
Rheinland-Pfalz und vom Hessischen Städte-
tag. In mehreren Umwelt-, Wirtschafts- und
Sozialverbänden ist die Meinungsbildung über
die Positionierung zum Aufruf im Gange. Bünd-
nis 90/Die Grünen führen inzwischen eine in-
tensive Debatte über das Für und Wider ver-
schiedener Grundsteuermodelle. Interessant
dürfte sein, wie sich die neue hessische Lan-
desregierung zur Grundsteuerreform positio-
nieren wird. Sie hat sich bislang zusammen
mit Bayern für eine rein flächenbasierte Grund-
steuer eingesetzt, also eine Grundsteuer oh-
ne jegliche Wertkomponente. Es gilt aber als
sicher, dass eine solchermaßen ausgestaltete
Grundsteuer vor dem Grundgesetz keinen

Bestand hätte, so dass sich Hessen und Bay-
ern früher oder später nach einer Alternative
umschauen müssen.

Von allen Seiten mit Spannung erwartet wird
der Verprobungsbericht an die Finanzmini-
ster. Dieser dürfte so oder so eine breite öf-
fentliche Debatte auslösen. Ein fairer und
ergebnis offener Vergleich aller Grundsteuer-
modelle, inklusive der im Aufruf geforderten
Bodenwertmodelle, so die Organisatoren, setzt
eine Verprobung mit vergleichbaren Parame-
tern und einer vergleichbaren Untersuchungs -
tiefe und -breite voraus. Es wird zu prüfen sein,
ob dies gewährleistet ist oder weiter einge-
fordert werden muss. z

Ulrich Kriese

Siehe auch Fairconomy März 2013, S. 18f. 
Der Aufruf braucht weitere Unterstützer! Zum 
Aufruf und zum Online-Unterstützerformular: 
www.grundsteuerreform.net

ie Unterzeichner appellieren an
die Länderfinanzminister, im Vor-
feld der bevorstehenden Grund-
steuerreform auch zwei Varian-
ten zu prüfen, wonach nur noch

der Boden besteuert würde: die »reine Bo-
denwertsteuer« und die »kombinierte Boden-
wert- und Bodenflächensteuer«. Aufstehende
Gebäude sollen, anders als heute, künftig nicht
mehr zur Besteuerung herangezogen wer-
den. Eine so konzipierte Grundsteuer regt zu
Investitionen in den Gebäudebestand und zur
Ausnutzung bestehender Baurechte an, erhöht
u.a. das innerörtliche Wohnraumangebot und
unterstützt auf diese Weise die parteiüber-
greifenden Anstrengungen gegen den anhal-
tenden Landschaftsverbrauch (Stichwort 30-
Hektar-Ziel). Die beiden genannten Grund-
steuer-Modellvarianten sollen eine faire Chan-
ce bekommen. Sie von vornherein zu verwer-
fen, halten die Aufruf-Unterzeichner für falsch.
Eine Entscheidung für oder gegen einzelne
Grundsteuermodelle darf erst getroffen wer-
den, wenn die Verprobungsergebnisse auch
dieser Varianten auf dem Tisch liegen.

Dem Vernehmen nach wird sich die Finanz-
ministerkonferenz in einer ihrer nächsten Sit-
zungen mit dem Thema Grundsteuerreform
befassen. Organisatoren und Erstunterzeich-
ner führen seit Beginn des Aufrufs Gespräche
mit kommunalen Spitzenverbänden, Parteien
und Politikern in den Ländern und im Bund,

Aufruf für eine zeitgemäße Grundsteuer
Eine erste Zwischenbilanz
Mitte Dezember 2012 ging der bundesweite Aufruf »Für eine zeitgemäße Reform der Grundsteuer«

an den Start. Zunächst unterzeichnet von sechs Bürgermeistern, Olaf Tschimpke, dem Präsidenten

des Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU), und Prof. Dr. Dirk Löhr von der Hochschule Trier,

haben sich seitdem über 30 weitere Bürgermeister, zahlreiche, teils große und namhafte Verbände

sowie mehrere hundert Einzelpersonen dem Aufruf angeschlossen. Auch die INWO Deutschland ist

mit dabei.

D

2010 verlangte der Bundesfinanzhof ein neues Verfahren zur Ermittlung der Grundsteuer. Seitdem diskutie-
ren Bund, Länder und Gemeinden über eine Reform. Die bisherigen Vorschläge wollen an dem geltenden
Prinzip festhalten, dass nicht nur der Grund, sondern auch das Gebäude, das darauf steht, die Höhe der

Grundsteuer bestimmt. Sinnvoller wäre es jedoch, allein die endliche Ressource Boden zu besteuern.

Die Grundsteuer ist mit einem Anteil von
22% nach der Gewerbesteuer die wichtig-
ste Gemeindesteuer. Rund elf Milliarden Eu-
ro gelangen durch sie jährlich in die Kas-
sen der Kommunen. Betrachtet man das ge-
samte deutsche Steueraufkommen, kostet
Grundeigentum jedoch wenig (2%). Dage-
gen machen die Lohn- und die Umsatz-
steuer je fast ein Viertel des gesamten Steu-
eraufkommens aus. 
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ürzlich hatte ich als Präsident
der NWO-Stiftung Belcampo ei-
nen Termin auf einem Zürcher
No tariat. Mit dabei waren die
Sekretärin unserer Stiftung, ein

Notariatsangestellter sowie ein 68-jähriger
Zürcher Oberländer. Es ging darum, einen
Baurechts- und einen Kaufvertrag zu unter-
schreiben. Der pensionierte Mann, ein lang -
jähriger Sympathisant bodenreformerischer
Ideen, hat unserer Stiftung das 300 Quadrat -
meter kleine Grundstück seines Elternhau-
ses zu einem symbolischen Preis verkauft.
Dies mit der Auflage, mit dem Boden künftig
nicht zu spekulieren. Die Stiftung darf das
Grundstück also nicht mehr verkaufen, son-
dern zu einer moderaten Nutzungsgebühr den
Bewohnern des alten Hauses langfristig zur
Verfügung stellen. Der Verkäufer hat sich die
lebenslange unentgeltliche Nutzniessung des
Bodens ausbedungen, nach seinem Tod geht
die Nutzungsgebühr dann an unsere Stiftung.
Das ist in den Verträgen so festgehalten.
Der Mann hat sich mit seinem Schritt von
der Vorstellung gelöst, als Hauseigentümer
müsse er auch Eigentümer des Bodens sein,
auf dem er lebt. Er bescheidet sich künftig
mit der Nutzung. Das rechtliche Eigentum und
den wirtschaftlichen Vorteil überlässt er künf-
tig der Stiftung, welche diese Stellung quasi
stellvertretend für die Allgemeinheit ein-
nimmt.
Zweites Erlebnis. Aus einer anderen Gemeinde
erreichte uns nur Tage später eine E-Mail.
Ein uns unbekannter Mann schrieb, er möch-
te ein Doppeleinfamilienhaus bauen: »Da
ich weiss, dass der Boden nicht Privateigen-
tum sein sollte, frage ich Sie an: Haben Sie
Interesse, ein Grundstück von 700 m2 oder
evtl. nur 350 m2 zu kaufen, das ich dann im
Baurecht bebaue?«
Ähnliches wie in diesen beiden Beispielen ist
unserer Stiftung in den letzten 25 Jahren
schon ein paarmal passiert: Menschen er-
kennen, dass ihnen das langfristige Nutzen

des Bodens genügt und das Eigentum daran
eigentlich nicht zusteht. Und sie entprivati-
sieren ihren Boden gewissermassen.
Sie handeln damit doppelt bemerkenswert:
Sie widersetzen sich dem politischen Trend
der letzten Jahrzehnte nach Privatisierung von
allem und jedem. Und sie stellen – wenn auch
nur in ihrem privaten, kleinen Rahmen – die
herrschende Eigentumsordnung infrage.

Tabuthema Eigentum
Dabei ist eben diese Eigentumsordnung das
grosse Tabuthema in der Politik. »Das Ei-
gentum ist gewährleistet«, heisst es seit 1968
im ersten Satz von Art. 26 in der schweizeri-
schen Bundesverfassung. Und weiter: »Ent-
eignungen und Eigentumsbeschränkungen,
die einer Enteignung gleichkommen, werden
voll entschädigt.« 
Die Folgen dieses simplen Eigentumsartikels
ohne Sozialverpflichtung kennen wir. Sie hat
zu einer gewaltigen Verschiebung in Mono-
poly-Art geführt. Eine kleine, oligarchisch or-
ganisierte Schicht von Superreichen häuft
Reichtümer an, die sich dann – welch gute
Einrichtung des Zinseszinssystems – von
selbst vermehren. Und auf der anderen Sei-
te der Skala stehen die Leute ohne Vermö-

Vom Eigentum zur Nutzung
Eigentum ist höchst ungleich verteilt. Während die einen über unermessliche Vermögen verfügen,

haben andere nichts. Ein Zustand, den es zu überwinden gilt, weil er politisch und gesellschaftlich

unhaltbar ist.

K

»Es gibt Menschen, die widersetzen sich dem 

politischen Trend der letzten Jahrzehnte 

nach Privatisierung von allem und jedem.«

Anders als in der Schweiz, ist im deutschen Grundgesetz von einer sozialen Verpflichtung 
des Eigentums die Rede. Wenn das ernst gemeint ist, müsste sich manches ändern.
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ob sie zur Lohnspanne in einem Betrieb kon-
sultiert worden wären.
Warum aber sollten wir das Ende des schran-
kenlosen Eigentums und unermesslicher
Lohn unterschiede einläuten? Ich sehe zwei
Hauptgründe. 

Demokratie braucht Gerechtigkeit
Erstens ist es absolut nicht einsichtig, dass
sich in einer demokratisch verfassten Gesell-
schaft ein wichtiger Lebensbereich dieser de-
mokratischen Kontrolle fast gänzlich entzieht.

Die Abstimmungsdemokratie, eine Genos-
senschaft, die Vereine – sie alle funktionie-
ren nach dem System »ein Mensch, eine Stim-
me«. Jedes Mitglied bringt sich – ungeach-
tet seines Standes – gleichberechtigt ein
und bestimmt so den Kurs mit.
Nicht so in der Wirtschaft: Zwar wird da oft
die Aktionärsdemokratie beschworen. Doch
kann da von Demokratie keine Rede sein: Pro
Aktie eine Stimme, heisst dort das oli -
garchische Prinzip. Die Herrschaft von weni-
gen vorwiegend zum eigenen Vorteil ist das
alles beherrschende System. Ein Betrieb mit
Tausenden von Mitarbeitern kann heute ei-

nem Einzelnen gehören, ihr Wohl und Wehe
von einem mächtigen Boss geleitet und von
dessen Launen abhängig sein. Zusammen mit
der eingangs geschilderten ungleichen Ein-
kommens- und Vermögensverteilung ergibt
das ein faktisches Machtgefälle, welches die
Demokratie untergräbt.  Wenn die einen über
so viel mehr Geld und Macht verfügen als die
anderen, ist die Gefahr gross, dass die Klei-
nen überrollt, vereinnahmt oder gekauft wer-
den. Die Demokratie ist in höchster Gefahr.
Eine Gesellschaft, die Gerechtigkeit für sich
in Anspruch nimmt, braucht Grundregeln auch
für die Verteilung wirtschaftlicher Güter. Sol-
che Regeln haben nichts mit Neidkultur zu
tun. Auch wenn sie bei den aktuellen Schwei-
zer Abstimmungen (Abzocker-, 1:12-, Min-
destlohn-Initiative) ständig ins Feld geführt
wurde und wird. Man kann im Detail gegen
jedes dieser Begehren Einwände anführen.
Aber ein grosses Verdienst haben sie ge-
meinsam. Sie packen das Übel an zentraler
Stelle an, bei der Erstverteilung der wirt-
schaftlichen Güter. Es geht bei allen dreien
für einmal nicht darum, eine (nachträgliche)
Umverteilungsmaschinerie zur Reparatur wirt-
schaftlicher Schäden im Sozialgefüge in Gang
zu setzen. Wenn wir mit einer demokratisch
verfassten Wirtschaftsordnung dafür sor-
gen, dass die Güter (national und weltweit)
eini germassen gerecht verteilt werden, fallen
auch ganze Bereiche staatlichen Wirkens da-
hin. Nicht die Menge der gemeinschaftlichen
Regeln ist wichtig und entscheidend, sondern
deren Qualität. Wenige zentrale Fragen müs-

gen, die Niedriglohnempfänger oder die Ar-
beitslosen. Sie werden – obwohl in den al-
lermeisten Fällen Opfer des Systems – als So-
zialschmarotzer denunziert und nach Kräf-
ten schikaniert.
Dasselbe Phänomen wie beim Eigentum zeigt
sich bei den Einkommen. Früher verdiente der
Chef eines Unternehmens vielleicht das 3-, 4-
oder 5fache seines Büezers. Heute aber sind
Verhältnisse von 1:10 normal und von 1:100
nicht unmöglich. Jüngst fand sich in einem
Schweizer Wochenmagazin das Beispiel eines

Hedgefondsmanagers, der einen Jahreslohn
von 2,2 Milliarden Franken bezog – ungefähr
das Hundertfache des letzten Salärs von Da-
niel Vasella bei Novartis.
Aber solche Zahlen seien, liest man in unse-
ren Zeitungen landauf, landab, überhaupt
nicht schlimm. Das seien vielmehr Verhält-
nisse, welche der »Markt« regeln müsse und
bestens regle, allenfalls könnten auch die
Sozialpartner dazu Vereinbarungen treffen,
doch niemals der »Staat«. Doch wer ist ei-
gentlich dieser böse Staat? Er besteht in der
direkten Demokratie nach Schweizer Art aus
den Bürgerinnen und Bürgern, die in wichti-
gen Dingen das letzte Wort haben sollten.
Dem stimmen zwar auch die Prediger des
ungezügelten Marktes grundsätzlich zu. Sie
nehmen die wirtschaftlichen Dinge aber da-
von aus. Dabei dominieren Wirtschaft und
Wirtschaftlichkeit unsere politische Agenda je
länger desto stärker. Aber offenbar ist die Wirt-
schaft zu wichtig für ein paar zentrale demo -
kratische Leitplanken.
Ob er der 1:12-Initiative, der politischen For-
derung, in einem Unternehmen dürfte der
höchste Lohn höchstens das Zwölffache des
tiefsten betragen, auch etwas Positives ab-
gewinnen könne, wurde der neue Direktor für
Arbeit des Bundes in einem Zeitungsinterview
gefragt. Seine Antwort: »Beim besten Willen
nicht. Mit der 1:12-Initiative werden vorwie-
gend die Empörung und eine unschweizeri-
sche Neidkultur bewirtschaftet.« So einfach
ist das also. Die einfältige Argumentation
der Gegner der Lohnmassinitiative liesse sich
an vielen weiteren Beispielen aufzeigen. So
beklagte sich ein Berner Unternehmer am
Fernsehen bitterlich über die Gewerkschaf-
ten. Er verstehe nicht, dass sie die schädli-
che 1:12-Initiative unterstützten. Wo man
doch mit der Sozialpartnerschaft so gute Er-
fahrungen gemacht habe. – Als ob die Ge-
werkschaften je etwas zu sagen gehabt hät-
ten bei der Festsetzung der Spitzenlöhne oder

»Diese Menschen stellen – wenn auch nur 

in ihrem privaten, kleinen Rahmen – die 

herrschende Eigentumsordnung infrage.«

Privatisierung stoppen! – Die Hamburger haben sich beim kommunalen Volksentscheid am 22. September
erfolgreich für die vollständige Rekommunalisierung der Energienetze ausgesprochen.
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nutzung der Ressourcen sind starke Beweise
dafür. Die periodischen Konjunktureinbrüche
als Folge des kollabierenden Finanzsystems
sind es ebenso.
Eigentlich braucht es keiner besonderen ma-
thematischen Begabung, um einzusehen,
dass ein System des Immer-schneller-immer-
mehr langfristig in die Sackgasse führt. Und
doch wissen Politiker auf dem ganzen Plane-

ten nichts anderes, als sich diesen scheinba-
ren wirtschaftlichen Urgesetzen unaufhalt-
sam zu beugen. Sie stöhnen und jammern
unter den Zwängen, denen sie in ihren Ent-
scheidungen ausgesetzt seien. Für ein Den-
ken an Alternativen und in Alternativen bleibt
ihnen da keine Zeit.
Die Schrankenlosigkeit, die an sich hinter dem
Kapitalismus steckt, treibt ja mittlerweile ab-
sonderliche Blüten. Nur noch ein Bruchteil der
weltweit umherjagenden Finanzströme dient
der Realwirtschaft, alles andere gehört in den

Bereich Spekulation mit einer Unzahl von
virtuellen »Produkten«. Die Fachleute durch-
schauen sie kaum, und die Konsumenten oder
Kleinanleger verstehen sie überhaupt nicht.
Die internationalen Regelungsinstitutionen
rennen diesen Scharlatanerien dauernd hin-
terher, wie die Feuerwehr dem Brand.
Auch in diesem Bereich ist die Forderung klar:
Die Menschen müssen – besser heute als erst
in Jahrzehnten – sich auf die Suche nach ei-
ner Gleichgewichtswirtschaft mit langfristigen
Perspektiven machen. Die herrschende Mass -
losigkeit im Grossen führt die Masslosigkeit
in den Erwartungen des kleinen Mannes mit
sich im Gepäck. Er glaubt, auch sein sauer
verdientes Geld müsse »arbeiten«. 
Ein hilfloser Ausfluss solcher Hoffnung ist
der Run zu Lotterien aller Art: Auch sie ver-
mitteln den Eindruck, man könne ohne Scha-
den für andere reich und sorgenfrei werden.
Ein Trugschluss oft nicht nur im einen, son-

dern gleich im doppelten Sinn.
Mein Zwischenfazit:
• Unser Planet braucht Bewohner,
die sich seiner Endlichkeit bewusst
sind.
• Eine demokratisch verfasste Ge-
sellschaft verlangt eine Wirtschaft
mit minimalen Gerechtigkeitsstan-
dards.

Gerechtigkeit im Wirt-
schaftlichen muss von un-
ten kommen
Doch wie stehen die Chancen, dass
sich eine Entwicklung in der skiz-
zierten Richtung anstossen lässt?
In der offiziellen Politik und in der
Wirtschafts elite stehen die Chan-
cen schlecht. Alltagspolitik und
Feilschen um eigene Vorteile do-
minieren das Geschäft. Utopien
sind nicht gefragt, Grundsätzliches
wird kaum oder nur widerwillig dis-
kutiert. Das zeigt sich bei den
Volksbegehren gegen Abzocker, für
eine Lohnspanne von maximal
1:12, für einen Mindestlohn oder
eine nationale Erbschaftssteuer,
die bisher sehr oberflächlich ge-

führt wird. Grundsätzliche Fragestellungen
sind nicht erwünscht.
In einer TV-Diskussionssendung von SRF 1
ging es vor ein paar Wochen um die grosse
Schere zwischen Arm und Reich, unter an-
derem um exorbitante Managerlöhne. Der lan-
desweit bekannte Unternehmensberater
Klaus J. Stöhlker meinte unverhohlen und di-
rekt: »Was die Putzfrau zur Höhe von Mana-
gerlöhnen denkt, ist unerheblich.«
Weil die Elite keine Diskussion wünscht, muss
– wenn etwas geschehen soll – Bewegung
von unten und von aussen kommen. Als ich
vor einem Jahr an einer Tagung in Deutsch-
land unsere Bodenrechtsstiftung vorstellte

sen geregelt werden, dann erübrigen sich tau-
send staatliche Detailinterventionen. Echte
Demokratie hat wirtschaftliche Gerechtigkeit
zur Voraussetzung.

Wirtschaften mit endlichen 
Ressourcen
Der zweite Punkt der Forderung nach einer
neuen Eigentumsordnung: Schrankenloses

Eigentum geht von der Prämisse schranken-
losen Wirtschaftens aus. Der Kapitalismus
gründet auf der exponentiellen Kurve. Das
System funktioniert nur bei konstanten oder
steigenden Wachstumsraten. Konstante
Wachstumsraten bedeuten aber nicht linea-
re, sondern exponentielle Kurven. Und ex-
ponentielle Wachstumskurven führen lang-
fristig zum Zusammenbruch eines Systems.
Ein Planet mit endlichen Ressourcen kolla-
biert unter einer solchen Fuchtel. Die aktuel-
le Klimaentwicklung und die masslose Über-

»Ein Mensch, eine Stimme. – Nicht so in der 

Wirtschaft. Zwar wird da oft die Aktionärsdemokratie 

beschworen. Doch kann da von Demokratie 

keine Rede sein: Pro Aktie eine Stimme, heisst dort 

das oligarchische Prinzip.«

Der bundesweite Volksentscheid muss in Deutschland erst kommen. In der Schweiz können Bürger bereits 
über so Grundsätzliches wie Managergehälter, Lohnschere, Mindestlohn oder Erbschaftssteuer abstimmen. 
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gend Menschen eine andere Welt über-
haupt vorstellen können, haben Schritte
auf sie zu eine Chance.

• Der Kapitalismus ist das System einer
Sucht, die Sucht heisst Masslosigkeit. Ihr
sind alle Teilnehmer und Nichtteilnehmer
des Systems unterworfen.

• Wir leben auf einem Planeten mit endli-
chen Ressourcen. Unser Verhalten muss
diesem Umstand Rechnung tragen und
ein natürliches Gleichgewicht suchen, statt
die Plünderung bis zum Kollaps zu treiben.

• Die wirtschaftlichen Leistungen auf unse-
rem Planeten sind das Gesamtwerk von Mil-
liarden Erdenbewohnern. Bei der Vertei-
lung der Erträge sind elementare Gebote
der Vernunft und der Gerechtigkeit zu be-
achten.

• Wirtschaftliches Treiben braucht demokra -
tische Kontrolle. Die Gemeinschaft setzt der
Einkommens- und Vermögensverteilung
durch Regeln einen Rahmen.

• Geld arbeitet nicht. Es sind immer einzel-
ne Menschen, die Leistungen der Gesell-
schaft oder Opfer der Natur, welche eine
Ausweitung des Reichtums bewirken.

• Ein Unternehmen mit Tausenden von Mit-
arbeitenden ist nie das Werk eines Einzel-
nen, sondern aller Beteiligten. Diese Tat-
sache soll ein neues Eigentumsrecht
berücksichtigen.

• Wirtschaftlicher Erfolg ist kein Selbstzweck.
Die Wirtschaft dient dazu, berechtigte Be-
dürfnisse der Erdenbewohner zu befriedi-
gen. Gewinn um des Gewinns willen ist we-
der nötig noch sinnvoll.

• Eine neue Eigentumsordnung sucht ver-
nünftige Abgrenzungen zwischen Gemein-
gütern und privatem Eigentum.

Zum Schluss, als Mutmacher aus dem Mun-
de Martin Luther Kings, eines grossen, tragi-
schen Kämpfers für eine bessere Welt: »Der
Bogen des moralischen Universums ist lang,
aber er neigt sich zur Gerechtigkeit.« z

und über politisch Hängiges in der Schweiz
berichtete, machten die Zuhörerinnen und
Zuhörer grosse Augen und spitzten ihre Oh-

ren: »Was, ihr in der Schweiz könnt als Bür-
ger über so Grundsätzliches wie Manager-
gehälter, Lohnschere, Mindestlohn oder Erb-
schaftssteuer abstimmen?« Das sei ja gross -
artig, fanden viele. Stimmt eigentlich. Manch-
mal ist uns selber zu wenig bewusst, was bei
uns mit Mehrheiten alles möglich wäre.
Tatsächlich zeigen die aktuellen Volksbegeh-
ren, dass heute auch wieder Grundsätzliches
aufs Tapet kommt. Wichtig ist es dabei, sich
als Bürger in die Diskussionen einzumischen
und diese nicht einfach den Plattitüden von
Politikern und den Horrorszenarien der Wirt-
schaftsbosse zu überlassen. 
Die Aktivität von Bürgergruppen und Initiativ -
komitees ist das eine. Daneben gibt es eine
unermüdliche Arbeit von Forschern und un-
abhängigen Köpfen ausserhalb der offiziel-
len Kanäle. Sie nehmen sich der zentralen

drängenden Fragen an und ma-
chen nach ihren Erkenntnissen
Vorschläge. Wie lässt sich mehr
Gerechtigkeit in die Verteilung
wirtschaftlicher Güter bringen?
Und wie kann man dem wahn-
witzigen Streben nach mehr,
mehr, mehr ein Ende bereiten?
Ein paar Beispiele von Ansät-
zen (siehe nächste Seite).
Es gibt eine wachsende Zahl
von Menschen, Initiativen und
Organisationen, die sich zu ei-
ner nachhaltigen Zukunft von
Wirtschaft, Gesellschaft und
Umwelt ernsthafte Gedanken
machen. Mangelhaft ist bisher
die öffentliche Wahrnehmung.
In den grossen Medien herrscht
der politische Alltag vor: Die Be-
wegung eines Indexes an der
Wallstreet um ein paar Zehn-
telprozente von Tag zu Tag er-
hält mehr Aufmerksamkeit als
eine Forschungsarbeit, die neue

Perspektiven für die wirtschaftliche und so-
ziale Zukunft eröffnet.
Es ist wichtig, dass Exponentinnen und Ex-

ponenten der verschiedenen Ansätze sich
besser vernetzen und miteinander das Ge-
spräch suchen. Es gibt keine einfachen Ge-
neralrezepte und Massnahmen, die man ein-
fach so einführen kann. Vielmehr wird auch
in diesem Bereich ein Fortschreiten nach dem
Prinzip Versuchen und Irren nötig und reali-
stisch sein. Rezepte können heute richtig sein,
in 20 oder 30 Jahren gibt es vielleicht noch bes-
sere.

Die künftigen Wegmarken
Wichtig ist, dass die Richtung stimmt, die man
einschlägt. Nachfolgend ein paar mir wichtig
erscheinende Wegmarken:
• Eine neue globale Ordnung entsteht nicht

durch ein paar einfache Regeln. Am An-
fang steht eine Bewusstseinsänderung in
immer mehr Köpfen. Erst wenn sich genü-

»Wenige zentrale Fragen müssen geregelt 

werden, dann erübrigen sich tausend staatliche 

Detailinterventionen. Echte Demokratie hat 

wirtschaftliche Gerechtigkeit zur Voraussetzung.«

Je egalitärer eine Gesellschaft 
funktioniert, desto gesünder 

und zufriedener sind die Menschen,
haben Wilkinson & Pickett 

herausgefunden.  

Heinz Girschweiler 
Heinz Girschweiler,
JG. 1950, begann als
Volksschullehrer und
arbeitete dann 30
Jahre lang als Journa -
list. Heute leitet er
das Korrektorat einer
Schweizer Tages zei -
tung. 1984 – 1986
präsidierte er die Li -

be ralsozialistische Partei der Schweiz (LSPS).
1986 war er Mitbegründer der NWO-Stiftung
Belcampo, welche sich in Theorie und Praxis
mit einem neuen Bodenrecht befasst: www.
nwo-belcampo.ch. Im Herbst 2013 war die
Stiftung Initiantin des Infonetzwerks Gemein -
gut Boden, dem bisher ein halbes Dutzend
Schweizer Bodenstiftungen angehört. Heinz
Girschweiler lebt zusammen mit seiner Frau in
der Nähe von Zürich.
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kenntnis: Das Niveau des Wohlstands spielt
bei den Ergebnissen keine signifikante Rolle.
Die Befunde waren in Ländern mit niedri-
gem Pro-Kopf-Einkommen die gleichen wie
in den wohlhabenden Staaten. Wilkinson/
Picketts Forderung aus ihren Erkenntnissen:
Sich für gerechtere Gesellschaften einzuset-
zen lohnt sich.
Richard Wilkinson/Kate Pickett: Gleichheit ist
Glück – Warum gerechte Gesellschaften für
alle besser sind
Haffmans & Tolkemitt, Berlin (4. Auflage
2012)

Genossenschaften fördern
Hans Kissling, der ehemalige Chef des Statis -
tischen Amts des Kantons Zürich, kommt in
seiner Schrift »Reichtum ohne Leistung« zum
Schluss, die Schweiz feudalisiere sich in den
letzten Jahrzehnten. Er schlägt vier Mass -
nahmen zur Umkehrung dieses Trends vor:
1 Einführung einer Erbschafts- und Schen-
kungssteuer im Bund zur Abschwächung der
Vererbung des Geldadels. 
2  Verwendung des Ertrags aus dieser Steu-
er zur Senkung der Steuern bei kleinen und
mittleren Einkommen.
3 Förderung demokratischer Eigentumsfor-
men wie Genossenschaften und gemeinnüt-
zige Stiftungen. 
4 Investitionen zur Förderung der Chancen-
gleichheit sozial Benachteiligter.
Hans Kissling: Reichtum ohne Leistung – Die
Feudalisierung der Schweiz
Rüegger Verlag Zürich/Chur 2008,
ISBN 978-3-7253-0902-3

Freiheit statt Kapitalismus
Die deutsche Linke Sahra Wagenknecht ent-
wirft in ihrem Buch »Freiheit statt Kapitalis-
mus« die Vision von einer neu organisierten,
nachkapitalistischen Wirtschaft. Unterneh-
men ab einer bestimmten Grösse dürften
nicht länger reines Privateigentum sein. Viel-
mehr wären neben den Eigentümern auch die
Mitarbeitenden sowie die öffentliche Hand
(Gemeinde, Stadt) in die Leitung und die
Gewinnverteilung einzubeziehen. 
Sahra Wagenknecht: Freiheit statt Kapitalis-
mus, Verlag Eichhorn, Frankfurt am Main,
2011,
ISBN 978-3-8218-6546-1

Ressourcen in die öffentliche Hand
Die INWO und die NWO-Stiftung Belcampo
fordern die Rückgabe der natürlichen Res-
sourcen in die Hand der Öffentlichkeit. Der
Rückkauf des Bodens durch die Gemeinden
würde langfristig Milliarden an privaten Spe-
kulationsgeldern den öffentlichen Haushal-
ten zuführen und so die Vermögensschere
lindern helfen.
Analog dazu schlagen INWO und MoMo Re-
formen der Geldordnung vor, welche den Cha-
rakter des Geldes als Tauschmittel stärken

und dessen spekulativen Missbrauch verhin-
dern sollen.
Eigentum und Freiheit (Bezug s. oben)

Mindestlohn
Die Initiative der Schweizer Gewerkschaften
für einen Mindestlohn von 4000 Franken wür-
de bei Annahme das Anheben der untersten
Lohnkategorien bringen. 

Bedingungsloses Grundeinkommen
Eine eben eingereichte Volksinitiative fordert
ein Grundeinkommen für alle. Die Rede ist
von 2500 Franken für Erwachsene sowie 625
Franken pro Kind. Zu bezahlen wäre es aus
den Töpfen unserer diversen Sozialwerke
sowie allenfalls durch zusätzliche Mehrwert-
steuerprozente.

Modernisierter Kapitalismus
SRF-Generaldirektor Roger de Weck schreibt
in seiner Streitschrift »Nach der Krise« von
einem Kapitalismus in Nöten. Der Markt sei
zum Selbstzweck geworden und brauche ei-
nen starken Rahmen. Er fordert mehr Ko-
operation statt Konkurrenz, politische Weit-
sicht und Einsicht in die Notwendigkeit eines
Ausgleichs der Interessen zwischen Nord und
Süd. Die Staatengemeinschaft müsse le-
bensnotwendige Ressourcen mit einem Preis
versehen. Schliesslich fordert er eine Welt-
wirtschafts- und -währungspolitik.
Roger de Weck: Nach der Krise – Gibt es ei-
nen andern Kapitalismus?
Nagel & Kimche im Verlag Hanser, Zürich 2009
ISBN 978-3-312-00454-6

Denkansätze zu Wirtschafts-
ordnung und Eigentum

Beschränkter Eigentumsschutz
Die beiden emeritierten St. Galler Professo-
ren Peter Ulrich und Philipp Mastronardi schla-
gen einen verfassungsmässigen Schutz nur
noch für Eigentum beschränkten Umfangs
vor, die Grenze könnte bei 2 Millionen Fran-
ken liegen. Sie wollen so die wirtschaftliche
Sicherheit der Bürger gewährleisten. Höhe-
re Vermögenswerte gälten nach Mastronar-
di/Ulrich als Rechte an Kapital. Ihr gesetzli-
cher Schutz wäre an Auflagen gebunden:
Alle am Kapitalbildungsprozess Beteiligten
müss ten da ran teilhaben, das Kapital müs-
ste auf sozial- und umweltgerechte Weise ge-
nutzt werden, es dürfte nicht der Verzerrung
politischer Prozesse oder zur unsachgemäs-
sen Einfluss nahme auf amtliche Entscheide
dienen. Boden dürfte nur noch Selbstnutzern
zum Kauf offenstehen. 
Philippe Marstronardi/Peter Ulrich:
Eigentum und Freiheit, Tagungsbroschüre
vom 28.1.2012

Erhältlich bei der NWO-Stiftung Belcampo.
info@nwo-belcampo.ch

Radikales Gleichheitsprinzip
Der St. Galler Lehrer Peter Sutter fordert in
seinem Buch »Zeit für eine andere Welt« die
Ablösung des Kapitalismus durch eine neue
Ordnung. Sie soll sozial-, global- und zu-
kunftsverträglich sein. Lokale und regionale
Selbstversorgung sollen oberstes Primat ha-
ben; Luxusbedürfnisse würden erst befrie-
digt, wenn die weltweite Grundversorgung
gesichert ist. Bezüglich Löhnen ist Sutter ra-
dikal. Er postuliert die Gleichwertigkeit aller
Arbeit. Das Geldwesen soll so ausgestaltet
sein, dass das Geld wieder als Tauschmittel
dient, ohne als Machtmittel missbraucht wer-
den zu können. Im Übrigen plädiert Sutter
für Machtverteilung statt Machtkonzentra -
tion: Jeder Punkt der Erdoberfläche ist für
den Einzelnen, der dort lebt, die Mitte seiner
Welt. 
Peter Sutter: Zeit für eine andere Welt –
Wa  rum der Kapitalismus keine Zukunft hat.
Books on Demand GmbH, Norderstedt 2011

Gleichheit ist Glück
Zwei englische Wissenschaftler – der Wirt-
schaftshistoriker Richard Wilkinson und die
Gesundheitsforscherin Kate Pickett – haben
den Zusammenhang zwischen Reichtums-
verteilung und Gesundheit sowie Zufrieden-
heit der Völker untersucht. In vielen Studien
hat sich dabei ein überraschender gemein-
samer Nenner herauskristallisiert: Je ega-
litärer eine Gesellschaft funktioniert, desto
gesünder und zufriedener sind die Menschen.
Und zwar sowohl die Reichen als auch die Ar-
men. Zweite, ebenso überraschende Er-

Eine Nutzungsgebühr an die Allgemeinheit, statt
Pacht an den privaten Bodeneigentümer – das 

würde die Zukunft aller Kinder verbessern.
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tokratische Schichten und/oder Großgrund-
besitz herauszubilden begannen. 

Wie entstand Großgrundbesitz? 
Großgrundbesitz kennen wir auch schon aus
dem Altertum. In Griechenland geriet die auf

Kleineigentum basierende Landwirtschaft im
7. Jahrhundert v.u.Z. bedingt durch Ernte -
ausfälle und veränderte Außenhandelsbe-
dingungen in Bedrängnis, sodass es häufig
zur Verpfändung von Gütern kam. Die entste -
hende Schuldknechtschaft förderte die Her-
ausbildung von Großgrundbesitzstrukturen.
In der Folge wurde damit auch der Frondienst
für das Bauerntum zunehmend ausgeweitet. 
Im Römischen Reich waren Sklaven, die durch
Feldzüge erbeutet worden waren, die Ursa-
che für die Enteignung der Kleinbauern, die
teurer produzierten. Die Großgrundbesitzer
waren derart mächtig, dass ihre Verfügungs-
rechte über die Latifundien nicht einge-
schränkt oder die Landlosen mit Boden ver-
sorgt werden konnten. 

Militärische Macht war also auch mit im
Spiel.
Das war in der Neuzeit nicht anders, in der
auch die militärische Eroberung von Gebie-
ten eine Rolle bei der Durchsetzung des Groß-
grundbesitzes gespielt hat. Denken wir nur
an den indischen Subkontinent, wo erst durch
die europäische Kolonialisierung Großgrund-
besitzstrukturen installiert wurden.

as von Ihnen aktuell heraus-
gegebene Buch trägt den Ti-
tel »Land und Freiheit«. Ist
Freiheit für alle nur möglich,
wenn jeder Mensch Zugang

zu Land hat?
Formuliert man die Frage umgekehrt, ist die
Sachlage recht eindeutig: Einschränkungen
des Zugangs zu Grund und Boden engen die
Handlungsspielräume von Menschen und
damit auch ihre Freiheit ein, da jeder Mensch
vielfach auf den primären Faktor angewie-
sen ist. Schließlich hat jeder Mensch seine
Wohnbedürfnisse, er benötigt gegebenenfalls
Platz für seine Arbeitsstätte, er ist auf die Pro-
duktion von Nahrungsmitteln sowie auf Trink-
wasser und Rohstoffe angewiesen. Besonders
deutlich wird es bei der Frage der Seegrund-
stücke: Großangelegte Zugangsbeschrän-
kungen durch Privatisierung würden den
Groß teil der Bevölkerung von Badefreuden
ausschließen. 
In der Gesellschaft ist aber nur ein erstaun-
lich geringes Bewusstsein darüber vorhan-
den, welche zentrale Rolle Grund und Boden
eigentlich einnimmt, betrifft die Bodenfrage
doch Ernährung, Städtebau, Raumordnung,
Siedlungsentwicklung, Wohnraumbeschaf-
fung, Infrastrukturplanung, Verkehrspolitik,
Standortwahl des Produktions-
sektors, die Erschließung nicht-
stationärer Ressourcen und Bo-
denschätze sowie auch den Land-
schaftsschutz.

Ab welcher Zeit kann Privatei-
gentum an Boden kulturge-
schichtlich nachgewiesen wer-
den? Zunächst handelte es sich
nur um Kleinbauern, die ein
Stück Land ihr Eigentum nann-
ten?
Sich über weiter zurückliegende
Zeiträume zu äußern ist schwie-
rig, da wir in dieser Hinsicht zu
sehr auf Hypothesen angewiesen
sind. Doch es kann gesagt wer-
den, dass bereits die hellenische
Antike ein auf freiem Eigentum
und Erbrecht basierendes Klein-
bauerntum kannte. 
Diese Struktur erwies sich jedoch
alles andere als robust und konn-
te auch rasch von der Bildfläche
verschwinden, sobald sich aris -

Land & Freiheit – 
Interview mit Gerhard Senft

D

Seegrundstück – leider nur zum Privatvergnügen

»In der Gesellschaft ist 

nur ein erstaunlich 

geringes Bewusstsein 

darüber vorhanden, 

welche zentrale Rolle 

Grund und Boden 

eigentlich einnimmt.«
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Ja, Neofeudalismus, das würde ich durchaus
so sehen! Allerdings auch in einem überge-
ordneten Zusammenhang. Wie festzustellen
ist, sind wir auf dem Wege von einer Leis -
tungsgesellschaft zu einer Erfolgsgesellschaft.
Der zu Reichtum Gelangte kann mit unserer
positiven Zuwendung rechnen, unabhängig
davon, wie dieser Reichtum zustande ge-
kommen ist. Überspitzt formuliert: Also auch
Erbschleicher, Heiratsschwindler oder Glücks-
spieler können heute, wenn sie erfolgreich
sind, mit einem hohen Sozialprestige rech-
nen. Ein Pseudosportler, der sich aus einem
Ballon auf einer Höhe von knapp 40 Kilome-
tern wie ein Kartoffelsack rausfallen lässt,
bringt jedoch der Gesellschaft keine Leis -
tung im ursprünglichen Sinne. Dies machen
nur jene Menschen, die imstande sind, uns
direkt verwertbare Güter und Dienstleistun-
gen anzubieten. Angesprochen ist damit der
Sektor der Realwirtschaft! In der Erfolgsge-
sellschaft hingegen geht es darum, vorhan-
dene Mittel an sich zu bringen – egal wie.
Das war aber auch das Hauptkennzeichen des
Feudalsystems: Eroberung von Land und Leu-
ten, dem siegreichsten Kriegsherren gehört
das meiste.

Das Landgrabbing geschieht oft gerade
dort, wo der Rechtsapparat weniger gut
entwickelt und das Bodeneigentum nicht
urkundlich dokumentiert ist. Dort werden
dann die Menschen einfach vertrieben
oder ungenügend entschädigt. Hat ein
durch ein funktionierendes Rechtssystem
abgesichertes Eigentumsrecht nicht auch
Vorteile?

Natürlich hat ein durch ein funktionierendes
Rechtssystem abgesichertes Eigentumsrecht
gewisse Vorteile. Jedoch nur dann, wenn es
gelingt, die zentrale Denkfigur des frühen

Es gab aber doch Aufstände und Refor-
men ...
Reformerische Ansätze im Bereich der Ge-
setzgebung, die eine Zurückdrängung der La-
tifundienwirtschaft zum Ziele hatten, z.B.
unter Solon (594 v. u. Z.), waren nur begrenzt
wirksam. 
Immer wieder kam es zu Unmutskundge-
bungen der Masse der Unzufriedenen, die
nach einer Zerschlagung der Latifundien, nach
einer Neuaufteilung des Bodens sowie nach
einem Schuldenerlass rief. In Sparta gelang
nach einer Reihe von Aufständen um 225 v.u.Z.
die Durchsetzung verschiedener Reformen,
die neue Verfügungsrechte über die Landgü-
ter implementierten. Diese Reformansätze
wurden jedoch nach kriegerischen Ereignis-
sen und der Besetzung des Landes durch ma-
zedonische Truppen wieder rückgängig ge-
macht. Nur fünf Jahre später bestand wieder
eine Bodenverfassung zugunsten einer Aris -
tokratie. 

Und nach der Antike?
Nach dem Niedergang des Römischen Rei-
ches und im Gefolge der Völkerwanderungs-
zeit bestimmte rund 1000 Jahre lang bis ins
18. Jahrhundert das Lehenswesen die Bo-
denverhältnisse. Der König an der Spitze der
Hierarchie trat dem adeligen Grundherrn nicht
das Land selbst, sondern nur die entspre-
chenden Verfügungsrechte ab.

Kann man sagen, dass die Privatisierung
gro ßer Flächen mit der Geldwirtschaft und
in der Folge der Kapitalbildung einher-
ging? Sie deuteten ja schon an, dass Klein-
bauern in die Verschuldung getrieben
wurden, wohl um sie anschließend zu ent-
eignen.
Die Expansion der Geldwirtschaft und der ver-
änderte Zugang zu Grund und Boden hängen
natürlich zusammen. Weniger natürlich vor Be-
ginn der Neuzeit, da der Geldwirtschaft über
weite Strecken keine wirklich hegemoniale Rol-
le zukam. Noch im 15. Jahrhundert lebten in
Europa mehr als 90 Prozent der Menschen
auf dem Lande und waren größtenteils Selbst-
versorger – wer benötigt da schon viel Geld? 
Mit der Ausweitung der Handelsbeziehungen,
mit der Schöpfung neuer Reichtümer und mit
den Anfängen der Kapitalakkumulation wa-
ren jedoch erhebliche Umbrüche verbun-
den. Die Nachfrage nach gewerblichen und
landwirtschaftlichen Produkten sowie nach
Rohstoffen stieg an, die Aristokratie versuchte
am veränderten Wirtschaftsgeschehen teil-
zuhaben und verschärfte die Ausbeutung der
Bauern. Mit dem Einziehen von Allmende-
flächen wurden die ökonomischen Spielräu-
me der Bauernschaft eingeengt, mit der Pri-
vatisierung durch die Einhegungsbewegung
kam es schließlich auch zu großangelegten
Vertreibungsaktionen im ländlichen Bereich.

Aber Bauernaufstände hatten in der Ver-
gangenheit immer auch mit Zinsknecht-
schaft zu tun?
Dafür gibt es in der Geschichte durchaus
Beispiele, wenn man den Begriff der »Zins-
knechtschaft« verwenden will. Ich möchte
aber behaupten, dass die Ausdehnung der
Steuerpflicht der Untertanen in der Über-
gangsphase vom Mittelalter zur Neuzeit viel
mehr als Auslöser für die Bauernrevolten ge-
wirkt hat.

Was ja auf’s Gleiche hinausläuft, wenn die
Steuern nicht der Allgemeinheit, sondern
nur den Reichen und zugute kommen ...
Scheint so, als würde sich heute die Ge-
schichte wiederholen. Denn sind wir nicht
heute auf dem Weg zu einem Neofeuda-
lismus? Für anlagesuchendes Kapital wird
seit einiger Zeit der Boden immer stär-
ker zum Objekt der Begierde – und bisher
Ansässige werden abhängig gemacht oder
sogar vertrieben.

»Ja, Neofeudalismus, 

das würde ich durchaus 

so sehen! Das 

Hauptkennzeichen 

des Feudalsystems war: 

Eroberung von Land 

und Leuten, dem 

siegreichsten Kriegsherren

gehört das meiste.« 

Gerhard Senft (Hg.): 
Land und Freiheit. 
Zum Diskurs über das Eigentum von Grund
und Boden in der Moderne
198 Seiten, Promedia Verlag und 
Verein Kritische Geographie 2013.

In diesem Band versammelt der Heraus-
geber die wichtigsten Debatten zu den Nut-
zungsrechten von Grund und Boden, wie
sie vor allem seit dem Ende des 15. Jahr-
hunderts geführt wurden und bis heute wer-
den. Wie aktuell das Thema ist, zeigt ein
Blick nach Afrika, wo mittels »Land Grab-
bing« in gewisser Weise jene Enteignungen
von kollektiven Rechten wiederholt werden,
die an der Wende zum 16. Jahr hundert
Grund und Boden in Westeuropa privati-
sierten.

Das Buch ist zum Preis von 15.90 € im 
INWO-Shop erhältlich: www. INWO.de
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Wirt schaftsliberalismus dauerhaft zu verwirk -
lichen. Konkret ist da vorausgesetzt: eine
Struktur vieler Kleineigentümer, die eine Dis -
persion wirtschaftlicher Macht garantiert und
die insbesondere eine Monopolbildung aus-
schließt. Die historische Erfahrung zeigt je-

doch, dass das bürgerliche Rechtssystem
gerade in diesem Punkt viele Unzulänglich-
keiten aufweist. In England wurden im letz-
ten Viertel des 18. Jahrhunderts an die 14.000
Gesetzesregelungen zum Thema Grund und
Boden verabschiedet – rund eine Verfünffa-
chung, verglichen mit zweihundert Jahren zu-
vor –, die aber speziell die Interessen der Gen-
try, der wohlhabenden Landbevölkerung be-
dienten. Während die großen Grundeigentü-
mer also auf dem Wege der Gesetzgebung
ihren Besitzstand erweitern konnten, waren
die Kleinbauernfamilien gezwungen, entwe-
der auszuwandern oder sich der wachsenden
industriellen Reservearmee im urbanen Raum
anzuschließen.

Immerhin haben die Briten aber heute mit
70 % mehr Wohneigentum als wir,
während hierzulande viele noch von den
eigenen vier Wänden träumen. Österreich,
Deutschland und die Schweiz sind, was
Wohneigentum angeht, Schlusslichter in
Europa. Haben wir da nicht was aufzuho-
len? 
Die Bildung von Eigentum zu fördern mag im
Einzelfall durchaus Sinn machen. Aber man
sollte daraus keine Ideologie ableiten. Ich ha-
be mich ausführlich dazu im Kommentar zur
Neuauflage von Pierre-Joseph Proudhons
»Theorie der Eigentums« geäußert, die im
Übrigen eine sehr differenzierte Kritik des Ei-
gentums darstellt. Pointiert würde ich so for-
mulieren: Wenn in den USA in der Ära Clin-
ton mehr der soziale Wohnungsbau und we-
niger das Wohnkleineigentum in Verbindung
mit einer Expansion der Kreditwirtschaft –

und alles was sich dann noch daran knüpfte:
Immobilienspekulation, giftige Wertpapiere –
gefördert worden wäre, dann wäre der Welt-
wirtschaft die große Krise 2007 ff erspart ge-
blieben.  

So oder so wurde auch unter Clinton die
Geldmenge aufgebläht, zulasten der ar-
beitenden Menschen. Doch bleiben wir
beim Thema Boden: Wie können wir hier
für mehr Gerechtigkeit sorgen? Wie kön-
nen wir heute den Menschen einen bes-
seren Zugang zu Land verschaffen?
Zunächst sollte der Aspekt der Spekula -
tionstätigkeit im Auge behalten werden. Sinn-
voll kann unter den gegebenen Bedingun-
gen sein, Grundsteuern so anzuheben, dass
es sich z. B. nicht mehr rentiert, Grundstücke
brach liegen zu lassen und auf infrastruktu-
relle Anbindungen und Wertsteigerungen zu
warten. Es ist doch auffällig der Unterschied
zwischen Europa, mit seinem feudalen Erbe,
und den Vereinigten Staaten, in denen eine
Hortung von Realitäten durch Eigentümer na-
hezu verunmöglicht ist. Zuzurechnen ist die-
ser Umstand den in den USA traditionell ho-
hen Grundabgaben. Ein brachliegendes Bau-
grundstück erfordert jedes Jahr so viel steu-
erlichen Aufwand, dass es sein Eigentümer
entweder verkauft oder rasch einer sinnvol-
len Verwendung zuführt. Die Steuerpolitik in
den Vereinigten Staaten folgt in diesem Punkt
einem durchaus rationalen Gedankengang:
Durch bloßen Zeitablauf entstehende Wert-
zuwächse bringen einer Personengruppe et-
was, die sich auf vergangenen Lorbeeren aus-
ruhen möchte, der Volkswirtschaft als ge-
samtes bringen sie wenig bis nichts.

Was halten Sie von unserem Vorschlag,
die Bodenrente und andere ökonomische
Renten aus Land im weiteren Sinn steu-
erlich abzuschöpfen und pro Kopf in glei-
chen Teilen an die Bevölkerung auszu-
zahlen – also eine Art Grundeinkommen,
finanziert aus Boden- und Ressourcen-
steuern, einzuführen?
Davon halte ich grundsätzlich sehr viel! Die-
se Idee hatte Thomas Paine schon im 18.
Jahrhundert ventiliert, in neuerer Zeit ist
dieser Vorschlag auch in der von Leopold Kohr
angeregten Denkschule erwogen worden. Wir
müssen davon ausgehen, dass in der post-
industriellen Gesellschaft der Dienstleis -
tungssektor nicht mehr die Zahl an Arbeits-
plätzen bieten wird wie das Industriesystem.
Ein Vergleich: Daimler Chrysler hatte im Jahr
2000 einen Börsenwert von 57 Milliarden
Euro und beschäftigte weltweit rund 468.000
Menschen. Yahoo hatte zeitgleich einen Bör-
senwert von 79 Milliarden Euro und be-
schäftigte nur 2.300 Personen. Wir werden
uns also in der Zukunft auf jeden Fall neue
Formen der Existenzsicherung überlegen
müssen.

Und was ist mit der Rückführung des Bo-
dens in Gemeineigentum? In Deutschland
gibt es ein gesetzliches Vorkaufsrecht der
Städte und Gemeinden, wenn Grund-
stücke veräußert werden. Davon sollte ei-
gentlich viel mehr Gebrauch gemacht wer -
den, oder? 
Ja, das meine ich auch! In dieser Hinsicht
lohnt sich auch der Blick in die Niederlande
oder in die nordeuropäischen Länder.

Sie sind also eher für eine Vergemein-
schaftung des Bodens als für eine Ab-
schöpfung der Bodenrente über Steuern?
Ich kann beiden Vorschlägen etwas abge-
winnen, doch ich bin eher für die Lösung, die
der öffentlichen Hand und damit der Gesell-
schaft mehr Spielraum verschafft. Wie mein-
te Heinz von Foerster einmal? –  »Handle stets
so, dass die Anzahl der Möglichkeiten
wächst.« Also in dem Sinne bin ich mehr für
eine Vergesellschaftung des Bodens, die
natürlich unterschiedliche Gesichter haben
kann. Die Kommunalisierung hat doch einen
anderen Charakter als etwa die Verstaatli-
chung. Insgesamt ist das Thema doch zu
wichtig, um es alleine dem Abgabenwesen zu
überlassen. z

Das Interview führte Beate Bockting.

»Insgesamt ist das Thema

Boden doch zu wichtig, 

um es alleine dem 

Abgabenwesen 

zu überlassen.« 

Gerhard Senft, geb. 1956, ist Profes-
sor an der Wirt schaftsuniversität Wien.
Mehr jährige Berufstätigkeit als Ingenieur
im Industrie anlagenbau, Studium der
Volkswirtschaft, seit 1989 Lehrbeauf-
tragter am Insti tut für Wirtschafts- und
Sozial geschichte. Arbeits schwer punkte:
Geschichte der sozialen Bewe gungen; Fa-
schismusforschung; Zeitfaktor, Arbeits-
organisation und Geldwesen in histori-
scher Dimension.
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pätestens seit der Finanz- und
Ernährungskrise 2008 sind Bo-
den, Wasser, Saatgut und Agrar-
land ins Zentrum des Interesses
von Anlegern und Firmen gera-

ten. Wenn alles flüchtig wird, dann ist nur
noch das Essen eine garantierte Notwendig-
keit und ein sicherer Hafen für Geldanlagen.
Die Spekulationen mit Agrarrohstoffen, das
Landgrabbing, die Patentierung von Saatgut
sowie die Machtkonzentrationen entlang der
Wertschöpfungsketten sind die dunklen Sei-
ten dieser Medaille. Das »Menschenrecht
auf Nahrung« ist bedroht. Mit unserem Kon-
sum, unseren Geldanlagen, auch indirekt über
unsere Pensionskassengelder, sind wir daran
beteiligt.

Es braucht eine Diskussion rund um die kom-
plexen Zusammenhänge zwischen Geld und
Essen, zwischen Geldanlagen, Altersvorsor-
ge und den sozialen und ökologischen Folgen.
Das Institut für Geistes- und Naturwissen-
schaften (IGN) der Hochschule für Technik
an der Fachhochschule Nordwestschweiz
(FHNW), der Schweizerische Bauernverband
(SBV), die Hochschule für Agrar-, Forst- und
Lebensmittelwissenschaften (HAFL) der Ber-
ner Fachhochschule, die Zürcher Hochschule
für Angewandte Wissenschaften (ZHAW) und
die Fachstelle Religion Campus Brugg-Win-
disch der Aargauer Landeskirchen leisteten
hierzu mit ihrer Tagung am Welternährungs-
tag einen ausgezeichneten Beitrag.

Die Einführung 
übernahm Thomas Gröbly, ehemals Land-
wirt, Dozent für Ethik und Nachhaltigkeit an
der Hochschule für Technik der FHNW und
an der Hochschule für Agrar-, Forst- und Le-
bensmittelwissenschaften HAFL der Berner
Fachhochschule.

Gröbly hat Pensionskassen und Banken ge-
fragt, wo sie ihr Geld investieren. Antwor-
ten:
• Bin zu wenig kompetent
• Wir wollen keine Öffentlichkeit

• Schroffe Abweisung
Es scheint viel Verunsicherung und Nervosität
zu herrschen.

Zur Zeit haben 2 % der Reichsten mehr Geld
als 50 % aller Menschen und 1 % besitzen
43 % des Vermögens.

Das Geld und seine heutige Bedeu-
tung in der globalen Agrar- und
Ernährungswirtschaft
Vortrag von Markus Mugglin, Journalist und
Ökonom mit Spezialgebiet globale Wirt-
schaftsfragen. Er war während 25 Jahren bei
Radio SRF, zuletzt Redaktionsleiter «Echo der
Zeit», vorher u.a. Korrespondent für UNO-
und globale Wirtschaftsfragen und in den
90er-Jahren EU-Korrespondent in Brüssel.

Wenn etwas knapp ist, kommen die Investo-
ren. Bezüglich Investitionen in Land ver-
sucht die globale unabhängige Land-Monito-
ring-Initiative »The Land Matrix« Transparenz
herzustellen. Ihre Website ist ein globales Ob-
servatorium – ein offenes Werkzeug zur
Sammlung und Visualisierung von Informa-
tionen über Landnahmen im großen Stil:
http://www.landmatrix.org/

Seit den 90er-Jahren gibt es für Spekulatio-
nen neue Regeln. Heute ist übermäßig viel
Geld zum »Spielen« da. Agrartreibstoffe,
Landgrabbing, Nahrungsspekulationen bie-
ten sich an für diese »Spiele«.

Die Schweiz ist Handels-Drehscheibe für 60%
des Kaffees, 50% des Zuckers und 1/3 des
Getreides.

Was tun? Regulieren, verbieten oder den
Märkten vertrauen? Nicht vergessen: Was
passiert mit den 2,6 Milliarden Kleinbauern?

Der Liberalismus und die Logik des
Finanzsektors
Vortrag von Prof. Dr. Marc Chesney, Profes-
sor für Finance und Vize-Direktor des Insti-
tuts für Banking und Finance an der Uni-

versität Zürich und Mitglied von Finance
Watch. Er war auch Research Fellow am «Zen-
trum für Religion, Wirtschaft und Politik»
(Collegium Helveticum) bis Ende 2011. Er ist
Autor verschiedener Artikel im Bereich der
Gefahren, die mit der Grösse und Komple-
xität der Finanzsphäre verbunden sind.

Sind Spekulanten naiv oder zynisch?

40% der Weltbevölkerung leben mit weniger
als 2 Dollar am Tag .Viele der ärmsten Haus-
halte brauchen 50 – 90% ihres Einkommens
für Essen.

Traditionelle Spekulation: Produzent und Kon-
sument sind beteiligt = die Ware wird von bei-
den »begutachtet«. Das ist der Spot-Markt.

Neue Spekulation: Es sind keine Produzen-
ten und Konsumenten mehr beteiligt. Die Wa-
re ist nicht vorhanden. Ein Spekulant sieht nie
ein Weizenkorn – das ist gefährlich. Physisch
geliefert werden nur noch rund 2% der Spe-
kulationsware und der Rest wird am Bild-
schirm direkt in das eigene Portemonnaie
gewirtschaftet. Das ist der Futures-Markt.

Es herrscht eine Casino-Ökonomie. Die Gross -
banken spielen mit dem Geld der Steuerzah-
ler. Die Rechnung wird von der Gesellschaft
bezahlt.

Wenn eine Bank Verluste macht, kann sie
trotzdem noch Boni auszahlen – jedoch kei-
ne Dividenden mehr. Boni sind moralisch und
ökonomisch ein Unsinn.

Neuerdings gibt es eine »Versicherung« ge-
gen Zahlungsunfähigkeit, die CDS (Credit De-
fault Swap). Es entstehen »Wetten« auf den
Bankrott von Unternehmen. Die Bank zahlt
einem Unternehmen 3 Mio. Kredit aus. Die
Bank macht ein CDS über 7 Mio. Wenn das
Unternehmen Bankrott geht, kassiert die Bank
7 Mio (nicht nur 3 Mio!), macht also 4 Mio
Gewinn. Das ist, als ob jemand eine Auto-
versicherung abschliesst, aber kein eigenes

Spe(c)kulation – Wie wir uns an den
Lebensmitteln des Südens gütlich tun
Verschiedene schweizerische Forschungseinrichtungen luden am 16. Oktober, dem

Welternährungstag, zu einer Tagung über die Zusammenhänge des Finanzssystems mit der

Ernährung der Weltbevölkerung ein. Monica Gassner notierte einige Stichworte zu den Referaten,

die hoffentlich die Diskussion über diese lebenswichtigen Fragen weiter vorantreiben.

S
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ten auf Tod. Es gibt unglaubliche Entwick-
lungen, z.B. von kranken Menschen Lebens-
versicherungen zu kaufen (denn diese brau-
chen Geld) und dann darauf zu hoffen, dass
diese Menschen bald sterben, um dann die
Prämie einzukassieren.

Heute herrscht in den Banken Casino-Betrieb.
Es wird mit dem Geld der Steuerzahler ge-
spielt. Die Banken sind ja »too big to fail« und
müssen im Notfall gerettet werden.

Das Ziel muss sein, die Banken wieder in den
Dienst der Gesellschaft zu stellen.

Verbot von heutigen Nahrungsmittelspeku-
lationen – nur möglich zwischen Produzent
und Konsument.

Eine Transaktionssteuer wäre nützlich.

Mehr Infos unter: http://www.responsiblefi-
nance.ch/

Können Anleger die Welternährung
beeinflussen?
Vortrag von Christian Kobler (lic.oec.HSG),
Präsident des Verwaltungsrats, Chief Finan-
cial Officer und Gründungspartner von For-
ma Futura Invest AG, einer unabhängigen
Vermögensverwaltung für nachhaltige An-

lagen. Er verfügt über mehr als 25 Jahre Er-
fahrung im Bereich Finanzwirtschaft und
Technologie. Zuvor war er während über
zehn Jahren als Partner der auf die Finan-
zindustrie spezialisierten Unternehmensbe-
ratung bei Bernet & Partner verantwortlich
für Beratungsmandate und die Umsetzung
komplexer Grossprojekte und Bankfusionen.

Vor 1999 gab es noch keine Hedgefonds.

Spekulation heute: Die persönliche Zustän-
digkeit wird abgegeben. Die persönliche Haf-
tung fehlt heute.

Spekulationen unter Händlern seien ok. Spe-
kulationen mit Hedgefonds, am Schreibtisch,
seien gefährlich.

Nebenbemerkung: Die kleinen Ameisen ma-
chen 8% der Biodiversität auf der Welt aus.

Ich kann hier leider nur meine persönlichen
Notizen in Stichworten weitergeben. Die ein-
zelnen, sehr informativen Redebeiträge ste-
hen Interessierten jedoch als PDF-Dateien im
Internet zur Verfügung: http://www.fhnw.
ch/technik/ign/veranstaltungen/welt
ernaehrungstagung z

Monica Gassner

Auto hat. Grossbanken spielen mit Produkten
… subventioniert von uns! 

Handel, Spekulation und Nahrungs-
mittelpreise: Welche Zusammen-
hänge bestehen?
Vortrag von Dr. Philipp C. Bauer, Projektleiter
in den Bereichen Allgemeine Wirtschaftspoli-
tik und Aussenwirtschaft bei economiesuisse.

Der Anteil Weizenkontrakte zu Spekulations-
zwecken stieg von rund 20% in den 90er-Jah-
ren auf 80% heute.

Index-Fonds: Im Jahr 2003 investierten sie
20 Milliarden, heute 320 Milliarden.

Heute sind die Bauern nicht mehr am Ge-
winn ihrer Produkte beteiligt, sondern die
Investoren.

Auswirkungen der Nahrungsmittel-
spekulation im Süden: »Wenn Es-
sen unbezahlbar wird«
Vortrag von Yvan Maillard Ardenti, der an
der ETH Zürich Umweltnaturwissenschaften
mit Schwerpunkt Unternehmensführung
und Entwicklungszusammenarbeit studiert
hat. Er ist Programmverantwortlicher im Team
Entwicklungspolitik bei Brot für alle, dem
Entwicklungsdienst der Evangelischen Kir-
chen der Schweiz.

44 Millionen Menschen wurden in die Armut
getrieben; Landlose, Slum-Bewohner, Farm-
arbeiter. In Haiti werden die Fladenbrote
zum Teil aus Lehm, Salz und Pflanzenfett zu-
bereitet. Die Menschen haben kein Geld für
richtiges Essen.

Schweizer Banken halten Derivate in Höhe
von 3,6 Milliarden auf Nahrungsmittel. Das ist
nur die Spitze des Eisberges, denn die Zah-
len von Versicherungen und Hedgefonds sind
immer noch geheim.

Auf der Website von Brot für alle kann man
eine Mail an die Credit Suisse schicken, mit
der Bitte, die Nahrungsmittelspekulationen zu
beenden: http://www.stopp-spekulation.ch/

Massnahmen und Regulierungen
als Lösungsansätze
Vortrag von Prof. Dr. Marc Chesney, Uni Zürich
und Finance Watch

Wenn ein Artikel in der Zeitung steht, immer
schauen, wer ihn geschrieben hat. Für wen
arbeiten die Autoren?

Homo oeconomicus – er optimiert, um seine
eigenen Bedürfnisse zu befriedigen.

Homo financiarius – er ist krank, alles ist bei
ihm erlaubt, z.B. Wetten auf Bankrott, Wet-



14 Dezember 4/2013 · INWO 

D
E

U
T

S
C

H
L

A
N

D
Mitgliederversammlung 2014

Die MV soll am ersten April-Wochenende in der Silvio Gesell Tagungsstätte in Wupper -
tal stattfinden, verbunden mit einem interessanten Begleitprogramm. Es lohnt sich
also, den Termin freizuhalten!

Helfen Sie, unsere Ideen zu vernetzen

Liebe Mitglieder, Sympathisanten,
Freunde der Fairconomy,
der Ansatz der INWO, durch eine Umlaufsi-
cherungsgebühr dem Geld »Beine zu ma-
chen«, ist eine zwingend notwendige Inno-
vation für eine stabile und nachhaltig funk-
tionierende Gesellschaft. Nur so kann die Zir-
kulation des Geldes gewährleistet werden oh-
ne immer mehr Wirtschaftswachstum um
jeden Preis erzwingen zu müssen. Und nur
so können die Zunahme des Reichtums auf
der einen Seite und die katastrophale Ver-
elendung auf der anderen Seite gestoppt wer-
den. In Internet-Diskussionen und -Beiträ-
gen wird über die Behebung von Symptomen
diskutiert. Weniger Schadstoffe durch ökolo-
gisch vertretbare Produktion, weniger Um-
weltgifte durch besseren Einsatz von Chemi-
kalien oder mehr Sozialleistungen für ein-
kommensschwache Haushalte sind solche
Themen. Viel zu wenig Menschen fragen sich,
warum es immer mehr Produktion geben
muss und warum Reichtum und Armut glei-
chermaßen zunehmen. 

Und hier kommen Sie ins Spiel.
Die INWO bietet eine Vielzahl, mitunter auch
leicht verständliche, Beiträge zur Aufklärung
der gesellschaftlichen Widersprüche. Nut-
zen Sie die Möglichkeit, in der Kommentar-
spalte Ihrer Internet-Zeitschrift, in Ihrem Lieb-
lingsblog oder in Ihrem sozialen Netzwerk un-
ser Anliegen einzubringen. 

http://www.inwo.de/
fairconomy-archiv
Fügen Sie einen Hyperlink zu einem Heft
aus unserem Online-Fairconomy-Archiv ein,
in dem ein relevanter Beitrag zu dem disku-
tierten Thema steht.

http://www.inwo.de/
medienspiegel
Oder verlinken Sie ganz einfach einen aktu-
ellen Beitrag aus dem INWO-Medienspiegel. 

http://de-de.facebook.com/
pages/FAIRCONOMY/211202346056
Besuchen Sie die Fairconomy-Seite bei Face-
book und »liken« Sie interessante Kommen-
tare. So machen Sie neugierige Menschen auf
unsere grundlegende Kritik aufmerksam und
weisen, ohne viele Worte, darauf hin, dass
Umweltzerstörung, soziale Verelendung und
Hyperinflation keine zwingenden Perspekti-
ven für unsere Gesellschaft sind. 

Weitere Quellen, die Sie nutzen und emp-
fehlen können, sind:

http://twitter.com/FAIRCONOMY
unsere FAIRCONOMY-Tweeds bei Twitter,

http://www.youtube.com/
watch?v=k3VbT7dhyCc
Videos in unserem neuen Videokanal auf You-
Tube

http://fairconomy.blogspot.de
und Beiträge in unserem FAIRCONOMY-Blog.

Wenn sich alle vernetzen, die sich eine bes-
sere Welt mit einem gerechteren Geld vor-
stellen können, dann werden wir auch et-
was bewegen!

Klaus Willemsen

Bittevormerken

Vom 6.-8. September war die Große Kreis-
stadt Schwarzenberg im Erzgebirge Aus-

richter des 22. »Tages der Sachsen«. Über
100.000 Besucher strömten über das Fest-
gelände.

Auch die INWO nutzte diese Chance, den Men-
schen »Lust auf neues Geld« zu machen, und
kooperierte zu diesem Zweck mit der gleichna-
migen Gruppe um Steffen Henke.

13 fleißige Mitgestalter führten in Summe hun-
derte Gespräche an diesen drei Tagen. Uner-
müdlich wurden die Fragen der Besucher be-
antwortet. Mit einem sympathischen Lächeln
und unter Verwendung verschiedener Materia-
lien war es möglich, sehr viele Menschen zu er-
reichen. Wir danken Jochen ##### und den an-
deren Mitstreitern für den gelungenen Einsatz.

INWO-Kooperation mit »Lust auf neues Geld« 
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Vortragsveranstaltung mit Helmut Rau

Am 9. Oktober 2013 referierte Helmut Rau
bei einer Veranstaltung zum Thema »Aus-

beutung durch das Geldsystem – Wege zu
einer gerechten Geldordnung« des Forum
Mensch und Gesellschaft Pforzheim. Etwa 35,
vorwiegend ältere Zuhörer kamen ins Haus
Argo in Vaihingen/Enz. Es gab erstaunlich we-
nig Zwischenfragen, dafür allenthalben zu-
stimmendes Nicken. Es handelte sich, sehr
selten heutzutage, um ein sehr aufmerksa-
mes Publikum.
Der Vortrag kam gut an. Kein Wunder, ver-
sucht Helmut doch durch auflockernde Spie-
le »Frontal-Unterricht« zu vermeiden. Außer-
dem versteht er es, komplizierte Sachverhal-
te allgemeinverständlich darzustellen. So ver-
anschaulicht er z.B. große Summen mit Hilfe
eines Maßbands. Insbesondere für Neuein-

steiger sind Helmuts Vorträge daher ein Ge-
winn. Sehr gelungen sind auch die zum
Schluss verteilten Info-Blätter, die die Zuhö-
rer daheim nochmal zur »Nachlese« ver-
wenden können. 
»Am Ende kam ein älterer Herr auf mich
zu«, erzählt Helmut Rau, »und hat mich da -
rauf hingewiesen, dass ich etwas vergessen
hätte. Ich dachte schon: Jetzt kommt wieder
der Besitz an den Produktionsmitteln. Doch
nein, ich hätte den Krieg nicht erwähnt, der
doch zwangsläufig kommen müsse und bis-
her immer bei solchen Krisen kam. Das hat
mich dann doch überrascht und ich erklärte
ihm, dass ich es vermeiden will, zu schwarz
zu malen.« Im Gegenteil – Helmut Rau ver-
mittelt die Problematik lieber mit einer Prise
Humor.
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INWO steckt an!

Unterstützen Sie unsere Arbeit.
Werden Sie INWO-Mitglied! 

(Antrag auf S. 22)
Aktuell erhält jedes Neu-
mitglied eine dekorative
blau-gelbe INWO-Ansteck -
nadel geschenkt.

Wer Interesse an einem Vortrag mit Helmut
Rau hat, kann ihn über die E-Mail-Adresse
Stuttgart@INWO.de erreichen.

Seit diesem Jahr gibt es offiziell in Dort-
mund das »INWO-Regionalbüro West«.

Dienstags und freitags ist hier unser Vorsit-
zender Vlado Plaga telefonisch erreichbar. 

INWO-Regionalbüro West
Dessauerstraße 8
44263 Dortmund
Telefon: 0231 44995855
E-Mail:vlado.plaga@INWO.de

INWO-Regionalbüro

Die Stabilisierung der Währung und des Fi-
nanzsektors ist eine zentrale Grundlage

für eine friedliche, sozial ausgewogene und
ökologisch nachhaltige Gesellschaft. Ange-
sichts der aktuellen geldpolitischen Entwick-
lungen arbeiten wir daher an einem Kom-
muniqué zur Einführung einer Geldhaltege-
bühr.

Dieses Papier wollen wir im nächsten Jahr in
Umlauf bringen, um die Diskussion hierüber
in der Fachwelt und Öffentlichkeit voranzu-
treiben. 

Für Ihre Unterstützung wären wir Ihnen dank-
bar.

Näheres werden wir Sie über unseren Akti-
ven-Mailverteiler (Anmeldung bei Vlado
Plaga: vlado.plaga@INWO.de) und über das
Internet wissen lassen (unter www.INWO.
de).

Neues INWO-Positionspapier
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Zwei wichtige Vordenker der Occupy-Bewegung waren
erstmals in Zürich und begeisterten das zahlreich er-

schienene Publikum. Die Postwachstumsökonomie war
zudem an einem dreitägigen Symposium Thema.

Pures Gift für den Planeten ist das heutige Wirtschafts-
system. Doch es werde über kurz oder lang komplett um-
gebaut, entweder »by design« oder »by disaster«, zeigt
sich Niko Peach überzeugt. Das fulminante Referat des
Volkswirtschafters bildete den Auftakt des DANACH-Sym-
posiums 2013. Sowohl Paech als auch DANACH interes-
sieren sich für Designs von Wirtschaftsalternativen. Die
junge Organisation wird dabei tatkräftig von der INWO
unterstützt, die Allianzpartner von DANACH ist.

Eine ökologische, nachhaltige
Gesellschaft ist nur möglich,
wenn die heutigen Finanzstruk-
turen von Grund auf überarbei-
tet werden. Doch die Bankenwelt
verteidigt ihre fragwürdigen Bu-
siness-Modelle und zeigt kaum
Interesse an einem Wandel. Wie
lange noch? Der zweite Sympo-
siumstag, der unter dem Motto
»Eine Welt ohne Banken?«
stand, vermittelte einen guten
Einblick, wie sich die Finanzwelt
jenseits der konventionellen Ban-
ken neu ausrichtet. Noch bleiben
viele Unbekannte – was führt bei-
spielsweise Google mit seiner eu-
ropäischen Bankenlizenz im
Schilde?

Abkehr von der Convenience-Gesellschaft
Unsere Fingerfertigkeit droht auf den Touch-Screens
der Convenience-Gesellschaft zu verkümmern. Doch vie-
le Menschen entwickeln eine unbändige Lust am Sel-
bermachen – auf ganz neue Art und Weise. Dies zeigte
der abschliessende Symposiumstag, der mit einem Blick
in die an allen Orten aufkeimenden, vielseitigen »Do it
yourself«-Bewegungen aufwartete. Er vermittelte den

Teilnehmenden, was man sich erspart und was man an
Kompetenz gewinnt, wenn man selber Hand anlegt. 
Doch nicht nur Lern- und Spareffekte stehen beim Sel-
bermachen im Vordergrund, vielmehr lässt sich dabei das
persönliche »Sozial-Kapital« erweitern, denn oft finden
Aktivitäten etwa in Gemeinschaftsgärten oder im öf-
fentlichen Raum statt; es wird gemeinsam gewirkt, ge-
nutzt, geteilt, gelacht. Von »Commons«, dem Gemein-
gut und -wohl abgeleitet, nennt Andrea Baier diese Bahn-
brecher »Commonisten«; die Entwicklungssoziologin
erforscht und dokumentiert neues, nachhaltiges Wirt-
schaften.

Verbundenheit und Schuldenschnitt
Obwohl Charles Eisensteins Bekanntheitsgrad im deutsch-
sprachigem Raum noch bescheiden ist, kamen rund 240
Menschen zu seinem Referat, welches DANACH in Zu-
sammenarbeit mit der Studentenorganisation Project
21 veranstaltete. Der Vordenker der Occupy-Bewegung
führte darin aus, wie sich die Wirtschaft wandeln kann
und muss, um die globale Krise meistern zu können.
Seine Thesen und Ideen sind einleuchtend und machen
Mut: Nicht Konkurrenz bringt uns weiter, sondern Ver-
bundenheit.

Wesentlich bekannter ist David Graeber, der mit seinem
Buch »Schulden – die ersten 5000 Jahre« einen Best-
seller schrieb. Er füllte den grossen Saal am Gottlieb Dutt-
weiler Institut (GDI) bis zum letzten Platz – obwohl der
Anlass kostenpflichtig war. Der Ethnologe sprach sich
für einen baldigen Schuldenschnitt aus. 

Bei der Graeber-Veranstaltung kooperierte das GDI mit
DANACH. Das war der erste Kontakt des Think-Tank zu
einer Basisbewegung, um die Diskussion um eine nach-
haltige Welt in der erforderlichen Breite führen zu kön-
nen. Und die wurde auch erreicht: Das Fernsehen SRF
nahm die Gelegenheit wahr, den Erfinder des Occupy-
Mottos »Wir sind die 99 Prozent« zu interviewen. 

Die Videos aller Referate sowie das SRF-Interview
mit David Graeber finden Sie auf www.danach.info
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Wirtschaft ohne Wachstumszwang – 
Rückschau auf DANACH-Veranstaltungen

Im April 2013 wurde uns der Hinschied von Fritz Schulthess aus Zürich ge-
meldet. Fritz Schulthess ist am 10. März 2013 verstorben und war ein
langjähriges Mitglied – noch von der »alten Garde«. Die INWO durfte aus
seinem reichhaltigen Bücherarchiv einige interessante Bücher übernehmen.

Bruno Jeker, Jahrgang 1915, ebenfalls ein langjähriges Mitglied bei der 
INWO Schweiz, war bis ins hohe Alter geistig und körperlich sehr aktiv
(siehe Interview r-evolution Nr. 55 vom Dezember 2012). Leider ist er am
4. Mai 2013 zu Hause infolge eines Sturzes verstorben.

Stilles Andenken an unsere 
im Jahr 2013 verstorbenen Mitglieder

Postwachstumsökonom
Niko Paech im Einsatz

für eine Wirtschaft 
ohne Wachstum
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Durch eine kleine Anzeige im Tages An-
zeiger wurde ich im Juni 2009 auf die IN-

WO Schweiz aufmerksam. Die Regional-
gruppe Zürich zeigte beim monatlichen Dis-
kussionsabend im KdG den Film »Grundein-
kommen – Kulturimpuls« von Daniel Häni und
Enno Schmidt. Ich besuchte die ersten »Ga-
zosa«-Treffen der Initianten des BGE in
Zürich. Einmal im Monat wurde hier über
das BGE diskutiert. Das Thema Grundein-
kommen liess und lässt mich nicht mehr los. 

Auch der Vorstand der INWO Schweiz steht
hinter dieser Initiative und an der INWO-GV
im Jahr 2011 in Basel stellte Daniel Häni die
Ideen rund um das BGE vor. Am 21. April
2012 startete die Volksinitiative mit einem
Fest in Zürich. Bei der INWO-GV am 28.
April 2012 in Bern haben wir beschlossen,
dass die INWO Schweiz die Initiative ideell
weiterhin unterstützen soll und es wurden
ein Positionspapier sowie eine Variante zur
Finanzierung des Grundeinkommens vorge-
stellt (siehe www.inwo.ch/aktuell).

Zum Thema der Finanzierung fand am 21.
Juni 2012, wiederum im KdG, eine Veran-
staltung der INWO-Regionalgruppe Zürich in
Kooperation mit der Integralen Politik statt.
Verschiedene Blickwinkel wurden von Nele
Pintelon und Robin Wehrle von der »Dimen-

sion Grundeinkommen« sowie Enno Schmidt
vom »Kulturimpuls Grundeinkommen« vor-
gestellt (siehe www.inwo.ch/aktuell).

Am 21. April 2013 – ein Jahr nach der Lan-
cierung der Initiative – waren 101'852 Un-
terschriften gesammelt! Dies Dank des rie-
sengrossen Einsatzes der Initianten und Un-
terstützer der Initiative. Hut ab! Das ist eine
tolle Leistung und brauchte den Einsatz hun-

derter Menschen, welche sich ein Grundein-
kommen vorstellen können und mit Freude
Unterschriften gesammelt haben.
Und schlussendlich: Am 4. Oktober wurden
126'408 beglaubigte Unterschriften in Bern
abgegeben. Auf dem Bundesplatz trafen sich
viele Gleichgesinnte. Wahrscheinlich gibt es
nicht so oft eine so fröhliche Übergabe ge-
sammelter Unterschriften wie an diesem Tag.
Das liegt sicher daran, dass es eine Initiati-
ve für und nicht gegen etwas ist. Der Künst-
ler und Mitbegründer der Schweizer Initiati-
ve Grundeinkommen Enno Schmidt sagte da-
zu: »Wenn man etwas nicht möchte, findet
man Gründe. Wenn man etwas will, findet
man Wege.« Ich hoffe, es machen sich wei-
terhin viele Menschen auf den Weg, um Lö-
sungen für ein gerechteres Finanzsystem in
einer gerechteren Welt zu finden und umzu-
setzen.

Wie geht es weiter? Jetzt wird sich der Bun-
desrat mit dem Grundeinkommen befassen
und einen Bericht dazu verfassen. Dafür hat
er ein Jahr Zeit. Anschliessend folgt die De-
batte im Parlament. Die Volksabstimmung er-
folgt dann in zwei bis drei Jahren. Die Frage
lautet: Soll jeder Mensch in diesem Land die
finanzielle Grundlage zum Leben bedin-
gungslos erhalten?

Monica Gassner-Rusconi
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Volksinitiative zum Bedingungslosen Grundeinkommen

Musikalische Vernetzungswanderung 2013

Auch dieses Jahr, am 15. Juni, fand eine weitere Aus-
gabe der Vernetzungswanderung statt. Sie führte bei

teilweise sonnigem und grösstenteils trockenem Wetter
in den Kanton Appenzell Innerrhoden und wurde von
Stimmvolk Schweiz organisiert. Gleich nach dem Treff-
punkt in Weissbad durften wir Teilnehmer den liebevoll
eingerichteten Kräuter- und Heilpflanzengarten des Ho-
tels besuchen, inklusive Führung. Nachdem zur Ein-
stimmung ein paar Lieder gesungen wurden, ging es bald
danach auf den Weg zur Ebenalp. Da auf der Wande-
rung einige Höhenmeter überwunden werden mussten,
wurde zur Halbzeit eine Pause eingelegt, in der sich die
verschiedenen Organisationen vorgestellt haben. Dies
waren: Holon, INWO Schweiz, Talent, Ecopop, Stimm-
volk Schweiz, Integrale Partei und weitere Integrale In-
itiativen. Zwischendurch wurden immer wieder Lieder
gesungen. Auf der Ebenalp angekommen, bestand die
Möglichkeit, sich im Restaurant zu verpflegen. Dies hat
sich gelohnt! Es standen einige Appenzeller und Ost-
schweizer Spezialitäten auf der Speisekarte.

Nach dem Mittagessen führte die Wanderung ein kurzes
Stück weiter zum Wildkirchli und der gleichnamigen Höh-
le. Dort wurden während eines längeren Zwischenhalts
weitere Lieder gesungen, auch mit instrumentaler Be-

gleitung. Danach trennte sich die Gruppe: Die erste Grup-
pe wanderte zum Seealpsee und weiter ins Tal zur Bahn-
station Wasserauen, die zweite Gruppe wanderte zurück
zur Ebenalp und nahm von dort die Luftseilbahn zur Bahn-
station. Dieses Jahr habe ich mich zur Abwechslung ein-
mal der gemütlichen Wandergruppe angeschlossen und
mich nach einem Eis im Bergrestaurant mit der Luftseil-
bahn in die Talstation bringen lassen. Dank dem Um-
stand, dass die Teilnehmer von Stimmvolk Schweiz mit
den Musikinstrumenten ebenfalls diesen Weg einge-
schlagen haben, konnte ich mit ihnen zum Ausklang
nochmals ein paar Lieder singen.

Auch dieses Jahr war der Anlass mit mehr als 60 Teil-
nehmern sehr gut be-
sucht. An dieser Stelle
möchte ich mich nochmals
beim Wanderleiter Remy
Holenstein und bei den Or-
ganisatoren von Stimm-
volk Schweiz für diesen
herrlichen Anlass bedan-
ken, der bei mir in guter
Erinnerung bleiben wird.

Roland Stebler

Monica Gassner bei der Übergabe 
der gesammelten Unterschriften 
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das Klima stärker belasten und
die Lebensgrundlagen von
Mensch und Tier weiter zerstören. 
Dass selbst grüne Politiker diese
Konsequenzen nicht mehr wahr-
haben und lieber nicht mehr öf-
fentlich kundtun wollen, ist er-
schütternd. Paech: »Politik war
noch nie heuchlerischer.«

Die Referenten Alexandra Lands-
berg, Holger Rohn und Hermann
Ott deuteten zwar Zweifel an der
Wachstumsgläubigkeit an, be -
mühten sich jedoch, dem Glau-
ben an grenzenloses Wachstum
die Stange zu halten. Sie refe-
rierten von »effizientem Res-
sourceneinsatz«, über das »Deut-
sche Ressourcen-Effizienzpro-
gramm« und über die »Entkopp-
lung von Wachstum und Res-
sourcenverbrauch«.

Rolle des Finanzsystems 
nicht geklärt
»Wachstum ist ohnehin unver-
meidbar!« – In diesem Satz
brachte ein Mitglied der Land-
tagsfraktion den Stand der Diskussion auf
den Punkt. Die erschütternde Erkenntnis die-
ser Veranstaltung war für mich: Nach 30 Jah-
ren grüner Politik gibt es noch immer keine
Erklärung dafür, dass NRW, als die reichste Re-
gion Europas, auf mehr Wirtschaftswachstum
angewiesen ist, dass Deutschland, als reich-
ste Region in Europa, auf mehr Wirtschafts-
wachstum angewiesen ist, und dass Europa,
als reichste Region in der Welt, seine sozialen
Probleme nur mit mehr Wirtschaftswachstum
in den Griff bekommen kann. In der fast vier-
stündigen Veranstaltung wurde zu keinem Zeit-
punkt nachgefragt, warum denn unsere Ge-
sellschaft auf permanentes Wirtschafts-
wachstum angewiesen ist.

Fücks deutete in einem Nebensatz an, dass
man in Projekten den »Druck durch Fremd-
kapital begrenzen« sollte. Ott erwähnte die
»Stärkung von Genossenschaften, die nicht

auf kurzfristige Renditen ausgerichtet sind«
und räumte ein: »Die Rolle des Finanzsys -
tems haben wir noch nicht behandelt und
gelöst.«

Die Funktionsweise unseres Geldes, das bei ei-
ner realen Verzinsung unter 3 % seinen Dienst
verweigert, scheint keinem der Referenten ver-
traut zu sein. Dass wir das Wirtschaftswachs-
tum brauchen, weil ansonsten die Geldver-
mögen noch stärker zulasten der Arbeitsein-
kommen zunehmen, fand bei den Grünen-
Funktionsträgern keine Erwähnung. Zu Zei-
ten von Joseph Beuys war die Wirtschafts- und
Sozialpolitik dieser Partei deutlich weiter. z

Klaus Willemsen

ahinter stehen die Zweifel da ran,
wie es möglich ist, jedes Jahr
mehr Gewinne zu realisieren,
mehr Menschen zu beschäf tigen,
mehr Kapital zu verwerten und

mehr Steuern einzunehmen, ohne die Gren-
zen der Belastbarkeit des Ökosytems zu über-
schreiten. Wer im Saal Zweifel hegte, dass
diese Prozesse weltweit, auf unbegrenzte Zeit
und unter Sicherung und Bewahrung der öko-
logischen Grundlagen unseres Planeten ver-
tretbar sind, konnte sich von Ralf Fücks aus-
giebig beruhigen lassen. Fücks, Mitglied des
Vorstandes der Heinrich-Böll-Stiftung, präsen-
tierte das Hohelied der Technikgläubigkeit. Wer
seinen Gedanken folgte, konnte den Eindruck
gewinnen, dass es nur eine Frage der techni-
schen Innovationen sei, um sanft und ohne
Umweltbelastung nach Australien zu fliegen,
dass VW und BMW Millionen von Autos aus
kompostierbaren Rohstoffen fertigen könnten
und dass unsere IT-Produkte schon bald auch
ohne giftige Chemikalien hergestellt werden.

Nicht wahrhaben wollen
»Die Frage heißt nicht ob, sondern wie die
Wirtschaft wächst«, lautete Fücks’ Botschaft.
»Mir ist kein Konzept bekannt, wie die sozia-
le Krise in Südeuropa ohne ein Konzept für ei-
ne Wachstumsdynamik gelöst werden kann.«
An diesem Punkt hätten alle, denen die Größen -
ordnung, die Dynamik und die Konsequenzen
der weltweiten Wirtschaftsleistung auch nur
ansatzweise bewusst sind, nach Hause gehen
können. 

Wäre da nicht noch der Vortrag von Professor
Niko Paech auf der Tagesordnung gewesen.
In den knapp 20 Minuten, die ihm eingeräumt
wurden, gelang es ihm anhand präziser Fak-
ten, die Illusionen der Wachstumsgläubigkeit
nachhaltig zu zerlegen. »Es ist nicht möglich,
die wirtschaftliche Leistung zu steigern, ohne
mehr Verbrauch und Belastung zu erzeugen.«
Wenn wir die Konsumgewohnheiten nicht hin-
terfragen und weitermachen wie bisher, wer-
den wir selbst bei größter Ressourceneffi -
zienz und unter Beachtung ökologischer Pro-
duktionsweisen unsere Umwelt immer stär-
ker vergiften, noch mehr Rohstoffe plündern,

Raus aus der Wachstumslogik 
oder Grün wachsen?
So lautete das Thema, zu dem die Fraktion »Die Grünen« am 15. November in den Landtag von

Nordrhein-Westfalen eingeladen hatte. Hintergrund der Fragestellung: Kann eine Gesellschaft, 

die ihre Wirtschaftsleistung alle 20 Jahre verdoppelt, nachhaltig und ökologisch verträglich sein? 

D

Nahezu zeitgleich präsentierte Grünen-Umwelt -
minister Remmel den alarmierenden Waldzustands-

bericht. 73% der Bäume in NRW sind krank. Die
Grünen wollen trotzdem mehr Wirtschaftswachstum.
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den Damen gegenüber bei ihrer doch rühren-
den Sorge einen Hinweis auf diese fast alles
umfassende Grundproblematik zu geben? 

Der ICE fliegt durch die Landschaft, ich lege
das Buch zur Seite, Gedanken kommen mir.
Ich hörte damals von den Eltern über Kö-
nigsberg im Januar 1945. Der Einmarsch der
Roten Armee, mit unglaublicher Brutalität auf
beiden Seiten. Vorher herrschte völlige Ig-
noranz der wirklichen Gefahr gegenüber. Sie
erzählten, die Leute gingen vorne aus den
Häusern wie normal zur Arbeit, während in
den Gärten dahinter schon die Russen zum
Sprung ansetzten. Propagandawahn, Schön-
reden, bis alles, aber wirklich alles zu spät
war, damals. 
Ich nehme meine Lektüre wieder auf. »Pro-
fitwahn« fesselt mich. Kann ein Krimi span-
nender sein? Die geschichtlichen Parallelen
und Zusammenhänge sind einleuchtend, hier
schreibt ein Ökonom mit viel Verantwor-
tungsbewusstsein. Man spürt den Menschen,
auch den Vater, der er wahrscheinlich ist. Er
bietet seiner Zunft die Stirn, passt sich nicht
an. Wieso, fragt er immer wieder, will man aus
den Fakten und der Geschichte nicht lernen?

Nun fährt der ICE in Hamburg ein, meine Rei-
se ist zunächst zu Ende, bald darauf auch
meine Lektüre. Ich konnte dieses Buch kaum
weglegen und das bei einem Fachbuch. Es
drängen sich mir im Anschluss weitere Fra-
gen auf: Ist es möglich, dass wir nach der
Katastrophe des Dritten Reiches und der
Chance, auch wirtschaftlich aufzuwachen,
wieder in einem anderen Albtraum gefan-
gen sind? Ja, es ist möglich.
Und ist es möglich, dass wir eine zweite,
große Chance, dem Profitwahn zu entrin-
nen, 1989 bis 2001, wiederum verpasst ha-
ben? Ja, es ist möglich. 
Wird man jemals verstehen, dass es in einer
endlichen Welt kein noch so geartetes, end-
loses Wachstum geben kann? Wann wird man
verstehen, dass Wasser, Luft und Boden al-
len gehören? Wann, dass es niemals Frieden
geben wird, wenn der Mensch den Menschen
bewirtschaftet? 

Was wäre, wenn wir angesichts der Weltla-
ge mal die ganzen Plattheiten und Ablen-
kungen lassen würden? Wenn wir wesent-
lich würden? Ich glaube mit Christian Kreiß,
dass dann dieser Albtraum schnell vorbei wä-
re. Die richtigen Fragen sind öffentlich noch
kaum gestellt. Der Autor stellt sie. z

Stefan Pinkert

Kreiß scheint ähnlich zu denken: Die Politik,
die Öffentlichkeit nimmt die krankhafte Wirt-
schaftsverfassung mit ihren falschen Kern-
aussagen als unveränderlich hin. Die Main-
stream-Ökonomen blenden die gefährlichen
Begleiterscheinungen aus, vieles wird in den
Medien schöngeredet. 

Der Zug fährt weiter, es ist ein sonniger, kla-
rer Herbsttag. Wie schön die Landschaft. Han-
na Arendt kommt mir in den Sinn: »Die Ba-
nalität des Bösen«. Rassenwahn damals. Pro-
fitwahn heute. Banales, Oberflächliches um
mich herum, Bildzeitungsleser, Kinderspiele
am Computer, Konsumwelten mit seichtem
Klatsch gepaart mit kollektiver Instantmei-
nung. Wie langweilig, denke ich. Angepasst
und langweilig. 
Links neben mir im Großraumwagen ein 4er-
Tisch mit vier netten, nicht ungebildeten äl-
teren Damen im Dauergespräch. Stunden-
langer harmloser Klatsch und viel über die En-
kel. Kreiß schreibt eindringlich und klar, wir
alle hätten es in der Hand, unseren Kindern
noch eine lebenswerte Zukunft zu hinterlas-
sen. Aber es sei höchste Zeit, wirtschaftliche
Fragen nicht mehr der Politik und schon gar
nicht  der Wirtschaft selbst  zu überlassen. Ich
staune, lese mich mehr und mehr in dieses
Buch ein. Es ermöglicht auch Nichtökono-
men wie mir, die derzeitige Wirtschaftssitua-
tion, vor allen Dingen auf den Finanzmärkten,
besser zu verstehen. Könnte ich es wagen,

Christian Kreiß: Profitwahn – Warum sich
eine menschengerechte Wirtschaft lohnt.
Tectum, Marburg 2013, 232 S., 17.95 €,
ISBN 978-3-8288-3159-9

Der ICE ist fast pünktlich, diesmal. Neben mir
sitzt ein junger Mann. Er hat die ganze Fahrt
über seinen Laptop in Betrieb, stundenlang
Computerspiele. Scheint sich ablenken zu
müssen. Von was eigentlich, würde ich ihn
am liebsten fragen.
Gedanken kommen und gehen: wach sein,
hier sein, unsere Realität sehen, sehen was
wirklich um uns herum ist… scheint nicht
mehr in Mode zu sein bei vielen jungen Leu-
ten. 
Ich beginne mit meiner Reiselektüre: »Pro-
fitwahn« von Christian Kreiß, einem Wirt-
schaftsprofessor mittleren Alters. Im Bild auf
dem Klappentext mit wachen Augen, die et-
was verwundert dreinschauen. Hätten wir
doch alle tatsächlich Grund uns sehr zu wun-
dern, denke ich.

Wie ist es möglich, fragt der Autor, dass wir
offensichtlich in einer Art kollektiver Trance
die falschen Grundannahmen unserer gän-
gigen Wirtschaftstheorien nicht wahrneh-
men? Wie war es möglich, denke ich, schon
beim Lesen der ersten Seiten, dass damals
im Dritten Reich ein ganzes Volk dem Ras-
senwahn verfiel, mit den dann schier un-
glaublichen Folgen?
Kreiß versucht eine Antwort auf diese Kern-
frage zu geben. Er ist Fachmann, Insider,
hochkompetent, scheint mir, und er hat Mut.
Braucht es Mut, aus kollektiven Trancen auf-
zuwachen? Ja, und – man muss es wollen.
Der Autor hat profunde Geschichtskenntnis-
se, verknüpft aktuelle Zusammenhänge da-
mit. Er versucht, ein ganzheitliches Bild un-
serer derzeitigen Wirtschaftskrise zu vermit-
teln. Plötzlich ergeben die Zusammenhänge
ein verblüffend einleuchtendes und logisch
stimmiges Bild: Nur eine gerechte Wirtschaft,
so Kreiß, kann auf Dauer bestehen. 

Mir gegenüber sitzt eine junge Dame mit ei-
nem frischen, offenen Gesicht, auch sie stun-
denlang am Laptop. Ich erfahre später, sie
schreibe ihre Masterarbeit nach elf Seme-
stern Psychologiestudium. Ihr Engagement,
anderen Menschen zu helfen, nehme ich ihr
sofort ab, sie wirkt sehr sympathisch. Ein Satz
fällt mir ein, von einem indischen Weisen:
Es sei kein Zeichen geistiger Gesundheit, sich
(und andere) an eine kranke Gesellschaft an-
zupassen. Kann ich der jungen Frau so et-
was sagen? 

Buchvorstellungen
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Gahrmann bemängelt, dass das dominante
Geld in der ökonomischen Theorie »nur eine
Statistenrolle« fristet. So werde die Her-
kunft der – im jetzigen System für Zins und
Zinseszins benötigten – stets zunehmenden
Geldmenge in der klassischen Volkswirt-
schaftslehre nicht thematisiert. Diesbezüg-
lich bringt Gahrmann auch ausdrücklich die
Giralgeldschöpfung der Geschäftsbanken und
die mangelnde »Bremsfähigkeit« der Noten-
banken ins Spiel.

Gahrmann räumt sogar, was ich sehr mutig
finde, mit der Vorstellung auf, dass Finanz-
kapital unabdingbar sei. »Rein technisch ge-
sehen bedarf es nur ›handfester‹ Ressour-
cen und einer geeigneten Organisation.« Wie
der Titel schon sagt: »Wir arbeiten, und nicht
das Geld«. Solch bodenständiges Denken ist
den meisten leider längst abhanden gekom-
men – stattdessen allenthalben »Ehrfurcht
vor dem Kapital«. 

Was schlägt Arno Gahrmann nun vor, um zu
einem menschenwürdigen Wirtschaften zu
gelangen? Zunächst einmal sei es notwen-
dig, »sich von der Fixierung auf monetäre
Größen zu lösen«, zumal tragischerweise das
Rechensystem der Ökonomie reale Verluste
an Lebensqualität nicht ausweise, da jegli-
che Reparatur- und Ausgleichsmaßnahmen
genauso in das Sozialprodukt einfließen wie
die von den Menschen eigentlich erwünsch-
ten Güter und Leistungen. 
Gahrmann listet eine Reihe von Vorschlägen
auf, die zu einer »De-Kapitalisierung« bei-
tragen würden. Da die den Vermögen ge-
genüberstehenden Schulden nie mehr be-
gleichbar sind, fragt er am Ende mit voller
Berechtigung: »Was würde es also kosten,
diese Schulden einfach zu vergessen und zu
streichen? Nichts. Sehr viel weniger jeden-
falls, als diese Ökonomie weiter laufen zu las-
sen und auf der Jagd nach Phantomen die
Flur von Natur und Gesellschaft vollends zu
zertrampeln. Um dies zu verhindern, muss
der bisher ungebändigte Wachstumsdruck
des Kapitals gemindert und umgeleitet wer-
den. Das bedeutet nichts weniger, als das Ka-
pital zurückzuschneiden und seine neuen Aus-
triebe so weit abzuschöpfen, dass dessen
Wachstum verträglich mit Wirtschaft, Natur
und Gesellschaft ist.«

Ich könnte endlos aufrüttelnde Passagen und
provokante Fragen zitieren. Das Buch ist ei-
ne wirkliche Perle unter den vielen Wirt-
schaftsbüchern der letzten Jahre und ein
tolles Geschenk für alle (noch) Zahlengläu-
bigen. z

Beate Bockting

und letztlich sich selbst aufsaugenden
›Schwarzen Loch‹«.
Weitere Ex- und Implosionen wie in den ver-
gangenen Krisenjahren könnten weder durch
die teilweise Rücknahme der Deregulierung
noch durch die Einführung von Finanztrans-
aktionssteuern verhindert werden, »denn die
Kräfte, die den Druck aufbauen, wirken wie
bei der Plattentektonik permanent«. Gemeint
ist der Zinseszinseffekt.

Der Autor erklärt in drei Kapiteln die Zusam-
menhänge zwischen »Geld und Schulden«,
»Zinsen und Rendite« sowie »Kapital und Ver-
mögen«. Schulden sind in einer arbeitsteiligen
Gesellschaft »so natürlich wie unerlässlich«,
führt Gahrmann aus. Es wundert daher nicht,
dass »schon im Moment der Geldschöpfung
Kreditschulden generiert werden«. Dass je-
doch die Bereitstellung und Nutzung von Geld
mit Zinskosten verbunden ist, habe mit die-
sem Prinzip nichts zu tun. Vielmehr könne ein
Geldgeber – hier referiert er die Sicht der
Freiwirtschaftler – »ohnehin froh sein, wenn
der Kreditnehmer so gut mit dem Geld wirt-
schaftet, dass er den Wert des Geldvermögens
erhält«. Und: »Wer hingegen sein Geld nur
bar oder auf einem Girokonto hält, müsste
sogar mit einem negativen Zins, nämlich der
Prämie an die Allgemeinheit, rechnen«. Die
Allgemeinheit habe ja erst den »Supermarkt
Deutschland« hingestellt, der die reiche Ver-
wendungsmöglichkeit von Geld sichere.

Arno Gahrmann: Wir arbeiten, und nicht
das Geld. Wie wir unsere Wirtschaft wie-
der lebenswert machen. Westend, Frank-
furt/Main 2013, 224 S., 17.99 €, ISBN 978-
3-86489-038-3

Arno Gahrmann, seines Zeichens Professor
für Finanzierung und Investition, hat nichts
weniger vorgelegt als ein Manifest gegen die
herrschende Zahlengläubigkeit. »Die Misere
begann mit der Null und dem dekadischen
Zahlensys tem«, so Gahrmann. »Endete das
gedankliche Fassungsvermögen des Men-
schen bis dahin bei ›sehr groß‹, eroberte er
neben Kontinenten nunmehr auch Zahlen-
räume, die bis dahin jenseits aller Vorstellung
waren.« Heute ist die Ökonomie von Zahlen
durchdrungen. Doch »mit der Verengung
auf die eine Dimension der monetären Zah-
len ging der Blick für die übrigen Dimensio-
nen unserer Wirtschaft verloren.« Erst jetzt
dämmere es langsam auch den Wirtschafts-
wissenschaftlern, dass mehr monetäres Ver-
mögen und mehr in Geld ausgedrückte Wirt-
schaftsleistung keinesfalls notwendig mit ei-
nem Mehr an Zufriedenheit verknüpft sind.

Kritisch hinterfragt Gahrmann beispielswei-
se die Aussagekraft von Unternehmensbi-
lanzen: »Welchen Wert haben solche peni-
bel errechneten Zahlen, wenn sie sich oh-
nehin alle drei Monate ändern? Welche Sub-
stanz können in Geld ausgedrückte Vermö-
genswerte überhaupt besitzen?« Er vermu-
tet zu Recht, dass sich hinter vielen der auf-
geblähten Zahlenwerke inflationäre Preis-
steigerungen und Blasen bei Immobilien und
Aktien verbergen. 

Ein Unternehmen sei in der modernen Öko-
nomie ohnehin nur mehr »ein Mittel zum
Zweck der Kapitalmehrung« und von daher
»ein austauschbares Investitionsobjekt ne-
ben vielen«. Private oder institutionelle An-
leger erwerben Aktienfonds, in denen Anteile
verschiedener Unternehmen gebündelt sind,
die nur ihre Renditeerwartungen erfüllen
müssen. Sonst ziehen sie eben weiter ...
Der Finanzkapitalismus treibt diese Entwick-
lung auf die Spitze, indem aus dem Kapital
selbst heraus neue virtuelle »Produkte« kre -
iert werden, die das Kapital mehren helfen
– völlig losgelöst von der Realwirtschaft.

In der Konsequenz ist für Gahrmann die Wert-
haltigkeit von Vermögen an sich fragwürdig
geworden. Das in Geld bezifferte Vermögen
verwandele sich »in einen Wahn und das
Weltgeschehen in einen sozialen und ökolo-
gischen Wahnsinn.« Je stärker das Wachs-
tum von Vermögen vorangetrieben werde,
wandele sich dieses »zu einem alles Leben

Buchvorstellungen
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Arno Gahrmann: Wir arbeiten, und nicht das Geld. Wie wir unsere Wirtschaft wieder lebenswert
machen

Mit Fleiß, Geschick und Anstand haben wir Bürger in Betrieb und Familie in den vergangenen sechzig Jahren eine
lebendige Wirtschaft aufgebaut. Inzwischen haben aber das ökonomische Denken und Rechnen diese Lebendigkeit
zerstört, da die Ökonomie von der Realität abgekoppelt ist. Wie können wir dem entgegentreten? Arno Gahrmann 
liefert die Antworten.
224 Seiten, Westend Verlag, Frankfurt/Main 2013, 17.99 €

Christian Kreiß: Profitwahn – Warum sich eine menschengerechte Wirtschaft lohnt

Kreiß tritt an gegen die Diktatur der Finanzmärkte und gegen seine eigene Zunft – die Wirtschaftsexperten. Sie 
beraten die Regierungen der Welt und beeinflussen, was der Öffentlichkeit als wissenschaftliche Wahrheit verkauft
wird. Mit historischen Fakten und aktuellen Zahlen entlarvt Kreiß das zu bitterem Ernst gewordene Monopoly-Spiel 
der Finanzindustrie. 
Es ist höchste Zeit für eine Gesellschaftsordnung, die Mensch und Umwelt gerecht wird. Auf dem Spiel stehen ein
menschenwürdiges Dasein und echte Demokratie.
232 Seiten, Tectum Verlag, Marburg 2013, 17.95 €

Versandbedingungen
Die angegebenen Preise sind Brutto preise

und enthalten bereits die Mehr wert steuer

von 7% für Schriften und Bü cher bzw. 19%

bei allen anderen Arti keln. Für Be stel lun -

gen innerhalb Deutsch lands, mit einem

Bestellwert unter 20 Euro, berechnen wir

zu sätzlich 3.50 € (inkl. 19% MwSt.) Ver -

sand  kosten. Ab 20 € Bestell wert liefern wir

versandkostenfrei. Inne r halb Deutsch lands

verschicken wir gegen Rechnung. Sen dun -

gen ins Ausland versenden wir nur noch

gegen Vorkasse. Bei Versand ins Ausland

bitte die Versand gebühren telefonisch

erfragen! Tel: +49 06623 919601. Unsere

Allgemeinen Geschäftsbedin gun gen und

die Wider rufs belehrung finden Sie unter

www.inwo.de/shop/allgemeine-geschaefts

bedingungen/

Standardliteratur zur Geld- und Bodenreform 
Helmut Creutz: Das Geldsyndrom 2012, Broschiert, 483 S.,
Hochschulverlag 2012, 16.80 €, Art.Nr. A3

Helmut Creutz: Die 29 Irrtümer rund ums Geld, Gebundene
Ausgabe, 303 S., Signum Verlag 2004, Preis: 9.95 €, Art.Nr. F2 

Margrit Kennedy: Geld ohne Zinsen und Inflation. Ein
Tauschmittel, das jedem dient, Taschenbuch, 272 S., Goldmann
Verlag, aktualisierte Neuausgabe 2006, 7.95 €, Art.Nr. B4 

Margrit Kennedy: Occupy Money. Damit wir zukünftig ALLE
die Gewinner sind, Broschiert, 112 S., Kamphausen Verlag 2011,
9.95 €, Art.Nr. I3

Gerhard Senft (Hg.): Land und Freiheit. Zum Diskurs über
das Eigentum von Grund und Boden in der Moderne, 198 S.,
Promedia Verlag und Verein Kritische Geographie 2013, 15.90 €,
Art.Nr. I9

Dirk Löhr: Die Plünderung der Erde. Anatomie einer Ökono-
mie der Ausbeutung. Ein Beitrag zur Ökologischen Ökonomik,
Broschiert, 485 S., Verlag für Sozialökonomie 2009, 34.00 €, Art.Nr. E5

Werner Onken: Geld- und bodenpolitische Grundlagen
einer Agrarwende, Broschiert, 125 S., Verlag für Sozialökonomie
2004, 8.00 €, Art.Nr. C6

Klaus Popp: Das Märchen vom guten Zins, Gebundene
Ausgabe, 180 S., Signum Verlag 2006, 7.95 €, Art.Nr. A7

Fritz Schwarz: Das Experiment von Wörgl. Ein Weg aus der
Wirtschaftskrise, Broschiert, 89 S., Synergia Verlag 2007,
10.01€, Art.Nr. K9 

Wera Wendnagel: Mama Moneta oder die Frauenfolge,
Broschiert, 201 S., Neuauflage INWO 2012, 9.80 €, Art.Nr. C9 

Kostenloses INWO-Werbematerial zum Weitergeben oder zum
Verteilen, Versandkostenpauschale: 3.50 € 

Im INWO-Shop auf der Homepage können Sie weitere Literatur
sowie Werbematerial wie Bierdeckel, T-Shirts usw. bestellen. 
www.INWO.de/shop
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________________________________________________________________________________________
Vorname* Name* 

________________________________________________________________________________________
Straße*

________________________________________________________________________________________
PLZ*                    Stadt*                                                Land*

________________________________________________________________________________________
Telefon Email* 

________________________________________________________________________________________
Bemerkung: (Hier können Sie auch eine abweichende Lieferadresse angeben)

________________________________________________________________________________________

________________________________________________________________________________________
Ort, Datum Unterschrift 

Hinweis: Felder mit * sind Pflichtfelder. Ihre Daten werden nicht an Dritte weitergegeben!

Rechnungsadresse

Bestellen Sie weiterführende Literatur aus unserem Shopangebot!

Aktuell
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Zur INWO-Regionalgruppe siehe:
www.inwo.de/inwo-vor-ort/dortmund/
Kontakt und Info: Dortmund@INWO.de 

z Do., 9. Januar 2014, 19.00-22.00 Uhr, 
Café im Forum 3, Gymnasiumstraße 21, 
70173 Stuttgart 

Treffen der INWO-Regionalgruppe 
Stuttgart
Monatlich treffen sich Aktive aus Stuttgart und
Umgebung um aktuelle Ereignisse aus Wirtschaft
und Politik zu besprechen und Aktionen zu pla-
nen. Gäste sind herzlich willkommen! 
Weitere Treffen am 13. Februar und 13. März
2013
Zur INWO-Regionalgruppe siehe:
www.inwo.de/inwo-vor-ort/stuttgart/
Kontakt und Info: Stuttgart@INWO.de 

z Di., 14. Januar 2014, 17.00 Uhr, 
Katharinenstr. 14, Essen

Gesprächskreis Förderverein Natürliche
Wirtschaftsordnung 
Einmal im Monat leitet Wilhelm Schmülling einen
Gesprächskreis und führt mit einem aktuellen
Thema als Impulsreferat ein. Hohe Aktualität und
das Kennenlernen politisch Interessierter und Ak-
tiver prägen diese Veranstaltung.
Weitere Termine: 11. Februar, 11. März

z Fr.-So., 31. Januar - 2. Februar 2014, 
Forum 3,  Gymnasiumstr. 2, Stuttgart

Stuttgart Open Fair 
Kongress zum Mitmachen mit Workshops, Po dien,
Film + Theater, Aktionsplanungen, Strategiedis-
kussionen für, mit und von zivilgesellschaftlich en-
gagierten Menschen und Gruppen aus Stuttgart,
Europa und der Welt. Diesmal unter dem Motto
»Festung EU oder Solidarisches Europa?«
Mit Vorträgen/Workshops von Helmut Rau (Geld-
reform) und Frank Bohner (Bodenreform).
Mehr Infos: www.stuttgartopenfair.de

z Mi., 26. März 2014, 19.00 Uhr, Karl Rahner
Akademie, Jabachstraße 4-8, Köln

Wie viel ist genug? Wirtschaftswachstum
– pro und contra
Streitgespräch mit Prof. Dr. Michael Hüther und
Prof. Dr. Niko Paech
Nach 40 Jahren Aufklärung über die Grenzen des
Wachstums« (1972), über Umweltschutz, Klima -
schutz und Nachhaltigkeit zeigen die Kurven für
Ressourcen- und Umweltverbrauch weiterhin steil
nach oben.
Genau so soll es auch sein in einer Wachstums-
wirtschaft, sagen deren Befürworter. Muss nicht
die Leitkultur des Verbrauchs und der Verschwen -

Termine Deutschland

z Fr., 13. Dezember 2013, 18.30-22.00 Uhr,
Forum 3, Gymnasiumstraße 21, Stuttgart 

Treffen der INWO-Regionalgruppe 
Stuttgart mit Steffen Henke
Ausnahmsweise am Freitag, da Steffen Henke
von »Neues Geld« in Leipzig uns an diesem
Abend besucht. Dies wird sicherlich ein interes-
santer Abend, der insbesondere auch für Neu-
einsteiger sehr geeignet ist.
Der Raum ist diesmal im 2. OG (also über dem
Café). Treppe hoch, dann rechts und am Ende
des Flures die rechte Tür. Wir freuen uns auf Ihr
Kommen!
Weitere Treffen am 9. Januar, 13. Februar und
13. März 2014
Zur INWO-Regionalgruppe siehe:
www.inwo.de/inwo-vor-ort/stuttgart/
Kontakt und Info: Stuttgart@INWO.de 

z Do., 19. Dezember 2013, 19.30-22.00 Uhr,
Melanchthon-Akademie, Kartäuserwall 24b,
Köln

Fairconomy-Arbeitsgruppe Köln
Wir sprechen darüber, wie gesellschaftliche Rah-
menbedingungen verbessert werden können,
wie alle Menschen ein Leben in Würde, Ge-
sundheit und mit angemessenem Wohlstand
führen können. Dazu braucht es ökonomische,
ökologische sowie soziale Stabilität. Insbeson-
dere aber Änderungen in unserem Geldsystem.
Wir diskutieren über aktuelle finanzpolitische Ent-
wicklungen und über Grundsätzliches, wie die
Reform der Geld- und Bodenordnung.
Kooperation der Melanchthon-Akademie mit
der INWO-Regionalgruppe Köln
Weitere Donnerstage im Jahr 2014: 16.1., 20.2.,
20.3., 15.5., 26.6. (Achtung: ab 2014 andere Zeit:
18.30-20.45 Uhr. Das Treffen im April fällt aus!)
Kontakt und Info: Koeln@INWO.de 

z Fr., 3. Januar 2014, 18.30 Uhr, 
Hindenburgstraße 16, Schwabach 

Lesertreff der Humanen Wirtschaft
Weitere Termine: 7. Februar, 7. März
Mehr Infos: www.humane-wirtschaft.de 

z Mi., 8. Januar 2014, 19.00-21.30 Uhr, 
Auslandsgesellschaft, Steinstr. 48 (direkt 
hinter dem Hauptbahnhof), Dortmund 
Treffen der INWO-Regionalgruppe 
Dortmund
Normalerweise jeden ersten Mittwoch im Monat
treffen sich Aktive aus Dortmund und Umge-
bung, um aktuelle Ereignisse aus Wirtschaft und
Politik zu besprechen und Aktionen zu planen.
Gäste sind herzlich willkommen! 
Weitere Treffen am 5. Februar und 5. März 2014

Verschenken Sie ein 
FAIRCONOMY-Abonnement!

Mit unserer Zeitschrift machen wir auf die
Ideen der FAIRCONOMY und die Arbeit
der INWO aufmerksam. Helfen Sie mit,
diese Ideen weiterzuverbreiten!

4 Ausgaben pro Jahr, versandkostenfrei
Preis: 10.00 € (inkl. MwSt.)

Dies und weitere Geschenkideen 
finden Sie im Internet unter:
http://www.INWO.de/shop
Oder rufen Sie an unter 
Tel.: 066 23 – 91 96 01 
Fax: 066 23 – 91 96 02

Oder werden Sie direkt selbst aktiv –
durch eine INWO-Mitgliedschaft! 
Im Mitgliedsbeitrag ab 24.00 € ist 
die Zeitschrift enthalten.

dung, der die westlich geprägten Industrieländer
frönen, zurückgeführt werden auf ein überle-
bensverträgliches Maß? – fragen die Kritiker -
Innen. 
Prof. Michael Hüther ist Direktor des Institut der
deutschen Wirtschaft Köln. Prof. Niko Paech ist
Apl. Professor am Lehrstuhl für Produktion und
Umwelt an der Universität Oldenburg. 
Diese Veranstaltung wird von der INWO-Regio-
nalgruppe Köln in Zusammenarbeit mit der Le-
serinitiative PUBLIK e.V. durchgeführt.
Gebühr: 10/5 Euro, bei Voranmeldung 9/4,50 €
Kontakt und Info: Koeln@INWO.de 

z Sa.-So., 5.-6. April 2014, Silvio-Gesell-
Tagungsstätte, Wuppertal 

Mitgliederversammlung INWO Deutschland
Genaue Zeiten und »Rahmenprogramm« 
wer den noch ergänzt.
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Zeitmessung

... Die Uhr übersetzt die Bewegungen des Himmels in
irdische Routine. Zeitmessung beschleunigte die Tren -
nung des Menschen von der Natur grundlegend. ...

In letzter Konsequenz verwandeln Uhren die Zeit in
irgendeinen standardisierten, austauschbaren Teil der
Weltmaschine und erleichtern damit die technische
Nutzung der Welt. Nur eine solchermaßen entwertete
Zeit ist ein denkbares Wirt schaftsobjekt. Wer würde
andernfalls seine Momente, deren jeder unendlich
wertvoll ist, für eine Entlohnung verkaufen? Wer würde
sonst die Zeit, d.h. das Leben, zu bloßem Geld redu-
zieren? Leibniz unerbittlicher Ausspruch »Zeit ist Geld«
enthält die grundlegende Reduktion der Welt und die
Ver sklavung des Geistes.

Es ist nicht verwunderlich, dass die Revolutionäre der
Pariser Julirevolution von 1830 in der Stadt alle Uhren
zerschmetterten, deren sie habhaft werden konnten.
Der fundamentale Zweck der Uhren ist nicht die
Zeitmessung, sondern die Koor di nation menschlicher Aktivitäten. Nebenbei ist es reine Fik tion, eine
Vorspiegelung. Wie Thoreau sagt: »Zeit misst nichts als sich selbst.« Die Zerstörung der Uhren repräsentiert
eine Weigerung, die eigene Zeit zu verkaufen, eine Weigerung, das eigene Leben einem Zeitplan zu unterwer-
fen oder es mit den Erfordernissen der spezialisierten Massengesellschaft in Einklang zu bringen. Desweiteren
bedeutet es die Erklärung, dass »ich mein eigenes Leben leben werde« und begründet damit die Vorherrschaft
des Jetzt.

Das verplante und gehetzte Leben ist das Leben des Sklaven, dessen Leben nicht das eigene ist. Eine grund-
legende Macht über jemand anders bedeutet, ihn dazu zu verpflichten, auf Verlangen zu erscheinen: »Wenn
ich sage, komm, so wirst du kommen!« Jemandes Zeit zu beherrschen heißt sein Leben zu beherrschen. In der
modernen Gesellschaft sind wir chronisch geschäftig, zu geschäftig, um die Dinge zu tun, die wir gern tun
möchten, zu geschäftig, um innezuhalten und den Duft der Rosen zu genießen, zu geschäftig, um einmal eine
Stunde die Wolken zu beobachten, zu geschäftig, um mit Kindern zu spielen, zu geschäftig, um mehr Zeit mit
dem Notwendigen zu verbringen. 

Weil sie unauflöslich mit Geschwindigkeit, Komfort, Effizienz und Fortschritt verknüpft ist, hat die Technologie,
wie wir sie kennen, ihre Wurzeln in der vergegenständlichten, linearen Zeit. Dies lädt zu der Frage ein, ob denn
irgendeine andere Konzeption der Technologie möglich ist. Es ist schwer vorstellbar. Es scheint so, als würde
jede Technologie, die auf sich selbst aufbaut und dadurch den Fortschritt definiert, deshalb auch die lineare
Zeit definieren. Allerdings braucht Fortschritt nicht notwendigerweise unnatürlich oder zerstörerisch zu sein.
Immerhin hat sich das Leben über Milliarden von Jahren in Formen wachsender Komplexität entwickelt, nur
um in den letzten paar Tausend Jahren in eine Krise zu münden. Dies legt eine andere Art von Technologie
nahe, die ausdrücklich versucht, die Muster der Natur zu entdecken und mit ihnen zu harmonieren. 

... Post-technologische Technologie, wenn ich einen solchen Ausdruck verwenden darf, wird als ihr Modell die
Kreisläufe der Natur und insbesondere die »magischen« Praktiken der Urvölker nehmen. Sie wird Einstimmung
und nicht Eroberung anstreben, und sie wird sich nicht mit Kontrolle, sondern mit Schönheit befassen. ... z

Eine Online-Fassung der 784 Seiten starken gedruckten Ausgabe findet sich auf: http://www.kanope.de/ascentli11.html 
Eisenstein bietet sein Buch jedem interessierten Menschen zum Lesen an. Es darf dafür mit Geld bezahlt werden, muss aber nicht.

Auszug aus Charles Eisenstein: »Die Renaissance der Menschheit« 


